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F.A.Q. – HÄUFIG GESTELLTE 
FRAGEN AN DER SCHNITTSTELLE 
GEWALTSCHUTZ UND FLUCHT

Das F.A.Q. beantwortet Fragen rund um das 
Thema Gewaltschutz geflüchteter Frauen und 
Mädchen. Am Anfang steht ein Glossar zur Klä-
rung zentraler Begriffe und deren Konsequen-
zen für geflüchtete Frauen. Das Glossar wird 
auf den Webseiten von bff und FHK bei Bedarf 
ergänzt oder aktualisiert. 

Anschließend folgen viele Fragen, die zehn 
übergeordneten Themen zugeordnet sind. Ein 
paar der Fragen sind mehrmals aufgeführt, weil 
diese zu verschiedenen Themen gehören.   

Wichtig ist zu beachten, dass sich rechtliche Re-
gelungen in dem Bereich oft verändern. Dieses 
F.A.Q. gibt den Stand von November 2017 wie-
der. 

F.A.Q. – häufig gestellte Fragen an der Schnittstelle Gewaltschutz und Flucht
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GLOSSAR

Aufenthaltsbeendigung/
Ausreiseverpflichtung

Grundsätzlich bedarf jeder Aufenthalt einer Per-
son aus einem Staat, der nicht zur Europäischen 
Union gehört einer Erlaubnis. Die Person ist zur 
Ausreise verpflichtet, wenn die Erlaubnis zum 
Aufenthalt nach einer Zeit abläuft oder durch 
eine negative Entscheidung über die Erteilung 
oder Verlängerung einer Aufenthaltserlaub-
nis endet, oder zum Beispiel ein Asylverfahren 
endgültig, rechtskräftig negativ abgeschlossen 
wird.

Nicht immer bedeutet dies gleichermaßen, dass 
eine Person auch sofort das Land verlässt bzw. 
verlassen kann. Manchmal scheitert die Ausrei-
se an tatsächlichen oder rechtlichen Hindernis-
sen, so zum Beispiel weil ein Pass zur Ausreise 
fehlt, weil sich die Person im Mutterschutz be-
findet und deshalb nicht reisen kann, weil das 
Herkunftsland keinen Flughafen hat oder aus 
anderen Gründen. In diesen Fällen wird der Per-
son eine Duldung ausgestellt. Die Duldung ist 
kein Aufenthaltstitel. Die Duldung bescheinigt 
lediglich, dass die Person zwar zur Ausreise ver-
pflichtet ist, diese Ausreiseverpflichtung aber 
derzeit nicht durchgesetzt werden kann.

Abschiebung

Abschiebung ist der Vollzug der Ausreisever-
pflichtung. D.h. einer Abschiebung geht in je-
dem Fall eine Entscheidung voraus, mit der der 
Aufenthalt beendet oder nicht weiter verlängert 
wird. Außerdem ist die Person in den allermeis-
ten Fällen zunächst aufzufordern, freiwillig das 
Land zu verlassen und damit ihrer Ausreisever-
pflichtung nachzukommen. Erst wenn die Per-
son nicht freiwillig ausreist, kann die Behörde 
die zwangsweise Rückführung vorbereiten und 
durchführen und abschieben.

Ausweisung

Im Unterschied zur Abschiebung, mit der die 
Aufenthaltsbeendigung behördlich durchge-
setzt wird, wird mit der Ausweisung allein ein 
etwaiges Aufenthaltsrecht entzogen und ein 
Wiedereinreiseverbot statuiert.

Ausgewiesen wird eine Person, wenn festge-
stellt wurde, dass ihr Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung oder sonstige erhebliche Interes-
sen des Staates beeinträchtigt. Dies wird dann 
angenommen, wenn die Person in erheblicher 
Weise oder wiederholt mit bestimmten Taten, 
insbesondere unter anderem mit Delikten ge-
gen das Betäubungsmittelgesetz oder mit Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, 
strafffällig wird. 

In jedem Fall muss die Behörde oder bei Anfech-
tung der Entscheidung das Gericht für den kon-
kreten Einzelfall abwägen, ob das Interesse der 
Bundesrepublik daran, dass die Person das Land 
verlässt, stärker wirkt als deren Bleibeinteresse. 
Hierbei sind insbesondere die ‚Verwurzelung‘ in 
Deutschland und der Aufenthaltsstatus von Be-
deutung.

Eine Person die ausgewiesen wurde, muss 
nicht zwingend das Land verlassen bzw. wird 
nicht zwingend abgeschoben. Wenn sie z.B. als 
Flüchtling anerkannt wird und feststeht, dass 
ihr in ihrem Herkunftsland Folter oder men-
schenrechtswidrige Behandlung droht, wird 
sie auch dann in der Regel nicht abgeschoben, 
wenn sie sich hier (erheblich) strafbar gemacht 
hat. Es wird ihr dann jedoch auch keine Aufent-
haltserlaubnis erteilt. Vielmehr bleibt eine sol-
che Person oftmals dauerhaft auf dem Status 
einer Duldung.

Schutzstatus

Bei jedem „Asylantrag“ (Schutzantrag) wird 
vom Bundesamt in dem folgenden Asylverfah-
ren in absteigender Reihenfolge geprüft: 

• ob die Person asylberechtigt im Sinne des 
Art 16 a des Grundgesetzes ist

• als Flüchtling nach der Genfer Flüchtlings-
konvention anzuerkennen ist (§ 3 AsylG)

• ihr subsidiärer Schutz zugesprochen wer-
den muss (§ 4 AsylG)

• oder andere Abschiebeverbote hinsichtlich 
ihres Herkunftsstaates bestehen (§ 60 Abs. 
5 und Abs. 7 S. 1 AufenthG). 

Internationaler Schutz

Der Begriff internationaler Schutz kommt aus 
dem europäischen Flüchtlingsrecht.          Sowohl 
der Flüchtlingsschutz als auch der subsidiäre 
Schutz werden dort beide als internationaler 
Schutz bezeichnet. 

Glossar
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1. ASYL- UND AUFENTHALTSRECHTLICHE REGELUNGEN

1.1 Welche Rechte und Pflichten bestehen 
während eines Asylverfahrens?

Grundlegende Informationen zu asyl- und 
aufenthaltsrechtlichen Regelungen, zum 
Asylverfahren, aber auch zur Familienzu-
sammenführung oder besonders vulnerab-
ler Gruppen Geflüchteter, finden sich auf 
der Webseite der GGUA Flüchtlingshilfe:  
http://www.ggua.de/aktuelles/ 

Folgende Zusammenstellung von Arbeitsmate-
rialien zu Rechten und Pflichten während des 
Asylverfahrens ist hilfreich für die Beratung und 
Unterstützung geflüchteter Frauen: 

• Ratgeber für Geflüchtete in Berlin 2017: 
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/
pdf/ratgeber.pdf 

• Arbeitshilfen von Asylnet zum Aufenthalts- 
und Flüchtlingsrecht:  
http://www.asyl.net/index.php?id=329

• Basisinformationen von Asylnet zum Asyl-
verfahren, zu Rechten und Pflichten von 
Asylsuchenden und zu Dublinverfahren:  
http://www.asyl.net/arbeitshilfen-pu-
blikationen/arbeitshilfen-zum-aufent-
halts-und-fluechtlingsrecht/basisinformati-
onen.html 

• Arbeitshilfe Parität: Grundlagen des Asyl-
verfahrens (2016):  
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/
user_upload/Publikationen/doc/Broschue_
A4_Asylverfahren_AUFL4_2016_web_FI-
NAL.pdf 

• Erstinfos für Asylsuchende des Flüchtlings-
rats Niedersachsen (2015):  
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2014/01/erstinformationen_bro-
schuere_5te_auflage_WEB_DEU-2.pdf 

• Arbeitshilfen und Informationen zu Leis-
tungsansprüchen während des Asylver-
fahrens der Bundesweiten Arbeitsgemein-
schaft der Psychosozialen Zentren für 
Flüchtlinge und Folteropfer e.V. (BAfF):   
http://www.baff-zentren.org/veroeffentli-
chungen-der-baff/rechtliches/ 

1.2 Was sind Verfahren nach der Dublin III-
Verordnung? 

Unter folgendem Link finden Sie Basisin-
formationen zum Dublinverfahren (2015):  
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/re-
daktion/Dokumente/Publikationen/Basisinfor-
mationen/Basisinf_2_Dublin_fin.pdf 

1.3 Was sind die Unterschiede zwischen 
Duldung, verschiedenen Aufenthaltstiteln 
und Schutzstatus?

Nachfolgend sind Arbeitshilfen zur Duldung, 
verschiedenen Aufenthaltstiteln sowie Schutz-
status des Paritätischen Gesamtverbandes zu-
sammengestellt: 

• Arbeitshilfe Parität: Grundlagen des Asyl-
verfahrens, S.24:  
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/
user_upload/Publikationen/doc/Broschue_
A4_Asylverfahren_AUFL4_2016_web_FI-
NAL.pdf  

1.4 Was ist besonders bei 
(gewaltbetroffenen) Frauen, die aus 
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
kommen?

Das Besondere für Geflüchtete und somit auch 
für von Gewalt betroffene geflüchtete Frauen 
aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten ist, 
dass die Bundesrepublik aufgrund einer Bewer-
tung der Lage in dem jeweiligen Land  grund-
sätzlich davon ausgeht, dass in diesen Ländern 
keine politische Verfolgung oder menschen-
rechtswidrige Behandlung stattfindet. 

Die sogenannten sicheren Herkunftsländer wer-
den in einer Liste, die Anlage des Asylgesetzes 
ist, aufgeführt. Die Liste wird alle zwei Jahre 
überprüft. Derzeit (Stand September 2017) ge-
hören dazu: die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union, Albanien, Bosnien und Herzego-
wina, Ghana, Kosovo, Mazedonien, ehemalige 
jugoslawische Republik Montenegro, Senegal, 
Serbien (AsylG, Anlage II zu § 29 a). Daraus folgt 
die Vermutung für jede aus diesen Ländern 
stammende Person, dass sie dort nicht verfolgt 
wird und ihr Asylantrag wird daher regelmäßig 
als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt. Die 

1. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Regelungen
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geflüchtete Person muss nun in einem deutlich 
verkürzten Verfahren Tatsachen und Beweismit-
tel vorlegen, dass ihr, abweichend von der Ver-
mutung, doch Verfolgung droht. Dies bedeutet 
insbesondere, dass der Vortrag der Verfolgung 
sehr konkret und detailliert erfolgen muss und 
sich noch weniger als sonst schon auf die allge-
mein schwierige Situation im Herkunftsland be-
schränken darf.

Über Schutzgesuche von Personen aus soge-
nannten sicheren Herkunftsstaaten soll in ei-
nem „beschleunigten Verfahren“ (§ 30 a AsylG) 
binnen Wochenfrist vom Bundesamt entschie-
den werden.

Es gibt weitere Einschränkungen für Personen 
aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
die Unterbringung betreffend. Unter anderem 
sind für sie eigene besondere Erstaufnahme-
einrichtungen vorgesehen, in denen sie für die 
Dauer des Asylverfahrens und ggfls. bis zur Aus-
reise leben müssen. Die Betroffenen können 
in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt wer-
den, wenn sie Rechtsmittel gegen eine negative 
Asyl-Entscheidung einlegen, indem ihnen eine 
Residenzpflicht auferlegt wird. Oftmals werden 
sie auch mit einem Arbeitsverbot belegt und 
ihnen können Leistungen gekürzt werden. Wie 
schnell und strikt von diesen Sanktionsmaßnah-
men Gebrauch gemacht wird, ist von Bundes-
land zu Bundesland unterschiedlich. Noch ha-
ben nicht alle Bundesländer diese gesetzlichen 
Vorgaben umgesetzt, so dass es praktisch noch 
nicht immer zur Anwendung dieser Regelungen 
kommt. In welchen Fällen geschlechtsspezifi-
sche Gewalt bei geflüchteten Frauen aus so-
genannten sicheren Herkunftsstaaten als Asyl-
grund gelten gemacht werden kann, wird in der 
Frage 2.1 beantwortet. 

1.5 Was bedeutet es, wenn ein Asylantrag 
als „offensichtlich unbegründet“ 
abgelehnt wird?

Die Entscheidung als „offensichtlich unbegrün-
det“ (also die Ablehnung des Asylantrags)  be-
deutet einen erheblich eingeschränkten Rechts-
schutz und weitere Einschränkungen beim 
Verbleib in Deutschland. 

Bei einer Entscheidung des Asylbegehrens als 
„offensichtlich unbegründet“ muss dagegen 
Klage innerhalb von nur einer Woche erhoben 
werden. Die Klageerhebung führt aber anders 
als bei einer Ablehnung als „einfach unbegrün-
det“ nicht automatisch dazu, dass bis zum Ab-
schluss des Klageverfahrens für die Frau alles so 
bleibt wie bisher.

Vielmehr kann die Ausländerbehörde während 
des laufenden Klageverfahrens die Frau auffor-
dern, an der Beschaffung von Reisedokumen-
ten für eine Abschiebung mitzuwirken und im  
Extremfall sogar die Frau in ihr Herkunftsland 
abschieben.

Um dies zu vermeiden, muss zusätzlich zur Kla-
ge ein Eilrechtsschutzantrag gestellt werden. In 
diesem müssen bereits die Verfolgungsgeschich-
te und daraus resultierende Verfolgungsfurcht 
vollständig und ausführlich vorgetragen und be-
gründet, sowie Beweise vorgelegt werden. Dies 
bedeutet unmittelbar nach Erhalt der negativen 
Entscheidung binnen Wochenfrist einen enor-
men Arbeitsaufwand und damit eine schwer zu 
nehmende Hürde. Erschwerend kommt hinzu, 
dass in den meisten Fällen die Erfolgsaussichten 
sehr gering sind.

1.6 Was ist der Unterschied zwischen 
Wohnsitznahmeverpflichtung, 
Wohnsitzauflage und Residenzpflicht?

Ab der Stellung eines Asylantrages besteht 
für Asylsuchende in der ersten Zeit eine Regle-
mentierung ihrer Freizügigkeit. So sind sie ver-
pflichtet, an einem bestimmten Ort zu wohnen 
(Wohnsitznahmeverpflichtung) und auch in 
ihrer Bewegungsfreiheit (Residenzpflicht) be-
schränkt.

1. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Regelungen
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Residenzpflicht

Die Residenzpflicht gilt vom Tag der Asylantrag-
stellung für regelmäßig drei Monate, anderer-
seits längstens so lange die Person verpflichtet 
ist, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 
Residenzpflicht bedeutet, dass die betreffende 
Person nicht ohne Erlaubnis der zuständigen 
Behörde die Stadt oder den Landkreis verlassen 
darf. 

Für die Wahrnehmung eines Termins bei einer 
Behörde oder einem Gericht, bei dem das per-
sönliche Erscheinen erforderlich ist, bedarf es 
keiner vorherigen Erlaubnis zum Verlassen des 
zugewiesenen Aufenthaltsortes. 

Nach drei Monaten endet die Residenzpflicht 
und die Person kann in ganz Deutschland reisen 
und unterwegs sein und auch bei Freund_innen 
übernachten.

Wohnsitznahmeverpflichtung (nicht 
„Wohnsitzauflage“, siehe dazu unten) 

Mit der Wohnsitznahmeverpflichtung wird Asyl-
suchenden für das gesamte Asylverfahren vor-
geschrieben, an welchem Ort sie ihren festen 
Wohnsitz haben, also leben und registriert sein 
müssen. Die Wohnsitznahmeverpflichtung gilt 
wie die Residenzpflicht vom ersten Tag an. 

In der Regel für die ersten sechs Wochen längs-
tens aber bis sechs Monate gilt zusätzlich, dass 
die Asylsuchenden in einer Erstaufnahmeein-
richtung wohnen müssen. Auch nach Umzug in 
eine private Wohnung oder in Gemeinschafts-
unterkünfte besteht weiter die Verpflichtung, 
in einem bestimmten Landkreis oder kreisfreien 
Stadt zu wohnen.

Besondere Regeln gelten unter anderem für 
Personen aus sogenannten sicheren Herkunfts-
staaten.

Bei den sogenannten sicheren Herkunftsstaa-
ten handelt es sich um Länder, von denen der 
Gesetzgeber annimmt, dass dort aufgrund ei-
nes demokratischen Systems und der allgemei-
nen politischen Lage eine politische Verfolgung 
generell nicht zu befürchten ist und dass der 
jeweilige Staat grundsätzlich auch vor nicht-
staatlicher Verfolgung schützen kann. Die so-
genannten „sicheren Herkunftsländer“ werden 

in einer Liste, die Anlage des Asylgesetzes ist, 
aufgeführt. Die Liste wird alle zwei Jahre über-
prüft. Derzeit (Stand September 2017) gehören 
dazu: die Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on, Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, 
Kosovo, Mazedonien, ehemalige jugoslawische 
Republik Montenegro, Senegal, Serbien (AsylG, 
Anlage II zu § 29 a). 

Mit Ausnahme der EU-Bürger_innen unter ih-
nen sind diese Personen verpflichtet, für die 
Dauer ihres Asylverfahrens in der für ihre Auf-
nahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu 
wohnen. Wird ihr Asylantrag als „offensichtlich 
unbegründet“ oder „unzulässig“ abgelehnt, gilt 
dies sogar bis zu ihrer Ausreise. Während dieser 
Zeit dürfen sie nicht arbeiten und das in ihrer 
Aufenthaltsgestattung genannte Gebiet vorü-
bergehend nur dann verlassen, wenn sie eine 
Erlaubnis vom Bundesamt erhalten.

Wohnsitzauflage

Schließlich gibt es seit dem letzten Jahr (2016) 
noch die Wohnsitzauflage nach § 12 a Aufent-
haltsgesetz. Diese gilt nicht während der Dauer 
des Asylverfahrens, sondern danach. D.h. aner-
kannten Flüchtlingen wird damit vorgeschrie-
ben, dass sie für die Dauer von drei Jahren nach 
Anerkennung in dem Bundesland wohnen blei-
ben müssen, das auch für ihr Asylverfahren zu-
ständig war. Flüchtlinge können also nach ihrer 
Anerkennung nicht mehr einfach in ein anders 
Bundesland umziehen. Das Gesetz ermöglicht 
darüber hinaus auch noch konkret zu bestim-
men, in welcher Kommune die betreffende Per-
son ihren Wohnsitz nehmen muss. Wegen der 
Aufnahme eines Studiums, einer Ausbildung 
oder einer Arbeit oder aus einem anderen wich-
tigen Grund wie zum Beispiel Gewalt und eine 
notwenige Flucht in ein Frauenhaus in einer an-
deren Kommune oder einem anderen Bundes-
land kann die Streichung der Wohnsitzauflage 
beantragt und bewirkt werden. 

Weitere Informationen

• Arbeitshilfe zur Wohnsitzregelung nach § 
12a AufenthG auch für anerkannte Flüchtlin-
ge: Praxistipps und Hintergründe  
http://www.der-paritaetische.de/publika-
tionen/migration-und-flucht/?tx_news_
pi1%5Bnews%5D=62&cHash=811c280f-
6ba06143daf6ff72446ffc91

1. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Regelungen

http://www.der-paritaetische.de/publikationen/migration-und-flucht/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=62&cHash=811c280f6ba06143daf6ff72446ffc91
http://www.der-paritaetische.de/publikationen/migration-und-flucht/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=62&cHash=811c280f6ba06143daf6ff72446ffc91
http://www.der-paritaetische.de/publikationen/migration-und-flucht/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=62&cHash=811c280f6ba06143daf6ff72446ffc91
http://www.der-paritaetische.de/publikationen/migration-und-flucht/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=62&cHash=811c280f6ba06143daf6ff72446ffc91
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• Arbeitshilfe des Paritätischen zu Wohnsit-
zauflage und Umzug:  
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2017/02/Brosch%C3%BCre-Wohnsit-
zauflage-%C2%A712-AufentG.pdf 

• Fact Sheet des Flüchtlingsrat Niedersach-
sen zur Wohnsitzauflage: 
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2017/02/Fact-Sheet-%C2%A712-a-Auf-
entG.pdf

1.7 Wie ist das Verhältnis zwischen 
Ausländerbehörde und BAMF und was sind 
die jeweiligen Zuständigkeiten?

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF)

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) ist dem Bundesinnenministerium unter-
stellt. Das BAMF ist zuständig für die Durchfüh-
rung des Asylverfahrens, das heißt für die for-
male und inhaltliche Prüfung des Asylantrags. 
Das BAMF hat in jedem Bundesland mindestens 
eine Außenstelle. Die Antragsstellung erfolgt 
persönlich. Beim BAMF bzw. einer Außenstelle 
erfolgt auch die persönliche Anhörung im Asyl-
verfahren. 

Beim BAMF werden persönliche Daten und Fin-
gerabdrücke der Asylsuchenden aufgenommen 
und gespeichert. Die Daten werden in die euro-
päische Datenbank EURODAC eingespeist und 
zunächst wird abgeglichen, ob nach der Dublin 
III-Verordnung ein anderes europäisches Land 
für das Asylverfahren zuständig ist. Falls nicht, 

ist Deutschland und somit das BAMF für das 
Asylverfahren zuständig. 

Außerdem gibt es in jedem Bundesland mehrere 
Erstaufnahmeeinrichtungen (EAEs). EAEs sind 
oft an BAMF-Außenstellen angedockt.

Ausländerbehörden

Ausländerbehörden sind Landesbehörden oder 
kommunale Behörden. Die Ausländerbehörden 
sind zuständig für die Umsetzung aufenthalts-
rechtlicher Regelungen (gemäß Aufenthaltsge-
setz). Dazu zählt der Vollzug von Entscheidun-
gen in Asylverfahren, das heißt Gestattung von 
Umzügen, Erteilung von Arbeitserlaubnissen, 
Regelungen des Aufenthalts nach positiven Ent-
scheidungen, aber auch die Umsetzung von Aus-
weisungen und Abschiebungen. Im Anschluss 
an ein positiv entschiedenes Asylverfahren sind 
die Ausländerbehörden an die Entscheidung des 
BAMF gebunden. D.h. sie erteilen Aufenthalts- 
und Niederlassungserlaubnisse für anerkann-
te Asylberechtigte, Flüchtlinge und subsidiär 
Schutzberechtigte laut der gesetzlichen Vorga-
ben. Bei allen anderen Migrant_innen also z.B. 
ausländischen Studierenden, Hochschulabsol-
vent_innen, Arbeitende, Familienangehörige 
etc. sind die Ausländerbehörden die Entschei-
dungsträger.

Die Ausländerbehörden stellen für den Zeitraum 
des Asylverfahrens auch die Aufenthaltsgestat-
tungen sowie während des Dublinverfahrens 
oder nach endgültigem negativem Ausgang des 
Asylverfahrens die Duldungen aus. 

1. Asyl- und aufenthaltsrechtliche Regelungen

https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/02/Brosch%C3%BCre-Wohnsitzauflage-%C2%A712-AufentG.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/02/Brosch%C3%BCre-Wohnsitzauflage-%C2%A712-AufentG.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/02/Brosch%C3%BCre-Wohnsitzauflage-%C2%A712-AufentG.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/02/Fact-Sheet-%C2%A712-a-AufentG.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/02/Fact-Sheet-%C2%A712-a-AufentG.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2017/02/Fact-Sheet-%C2%A712-a-AufentG.pdf
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2. GESCHLECHTSSPEZIFISCHE GEWALT ALS ASYLGRUND  
UND IM ASYLVERFAHREN
2.1 Inwiefern kann geschlechtsspezifische 
Gewalt als Anerkennungsgrund des 
Asylantrags bzw. als Abschiebeverbot/ 
Härtefall geltend gemacht werden?

Auf welche geschlechtsspezifischen 
Gewaltarten bezieht sich die 
entsprechende Regelung?

Geschlechtsspezifische Gewalt kann im Flucht-
kontext in unterschiedlichen Situationen statt-
finden, was zu jeweils sehr unterschiedlicher 
Berücksichtigung im Asylverfahren in Deutsch-
land führt:

Geschlechtsspezifische Verfolgung im 
Herkunftsland

Zur Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 
oder des subsidiären Schutzstatus kann nur 
erlittene Gewalt oder geschlechtsspezifische 
Verfolgung im Herkunftsland führen. Denn „ein 
Flüchtling“ ist laut dem Wortlaut der Genfer 
Flüchtlingskonvention eine Person, die sich „aus 
der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen 
ihrer ‚Rasse‘1, Religion, Nationalität, Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
wegen ihrer politischen Überzeugung außer-
halb des Landes befindet, dessen Staatsange-
hörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Lan-
des nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen 
dieser Befürchtungen nicht in Anspruch neh-
men will.“ Es geht also um eine Verfolgung im 
Herkunftsland. Unter Verfolgung werden auch 
Formen geschlechtsspezifischer Gewalt gefasst.

Die Verfolgung aufgrund des Geschlechts wur-
de im Laufe der Auslegung und weiteren Kon-
kretisierung der Verfolgungsgründe der Genfer 
Flüchtlingskonvention dem Verfolgungsgrund 
der „Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe“ zugeordnet. Zunächst stand dabei 
die Verfolgung von Frauen aufgrund genderspe-
zifischer Merkmale im Fokus. Zur flüchtlingsrele-

1 Der Begriff Rasse wird hier verwendet, da er in Gesetzestexten 
genutzt wird. Zur Kritik daran siehe zum Beispiel:  
https://heimatkunde.boell.de/2008/11/18/zur-problematik-des-be-
griffs-rasse-der-gesetzgebung und http://www.institut-fuer-men-
schenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/Policy_Paper/
policy_paper_10_und_welcher_rasse_gehoeren_sie_an.pdf 

vanten geschlechtsspezifischen Verfolgung ge-
hört an erster Stelle die ausgeübte sexualisierte 
Gewalt durch Angehörige staatlicher Strukturen 
in Ausübung ihrer Staatsgewalt im Herkunfts-
land (u.a. Folter, Vergewaltigung in Polizeihaft 
oder im Gefängnis). Außerdem gehören hier-
her Verfolgungsmaßnahmen des Staates gegen 
Frauen, die allein an das Geschlecht anknüpfen.

Hierzu gehören u.a. etwa die Genitalbeschnei-
dung, Zwangsverheiratung, die Gefahr wegen 
vermeintlicher ‚westlicher Prägung der Frau-
en‘2. Geht die Verfolgung nicht von Angehörigen 
der staatlichen Strukturen selber aus, sondern 
von Ehemännern, Nachbarn, anderen Perso-
nen aus der Gemeinschaft etc., muss neben der 
Feststellung der Erheblichkeit der Verfolgung in 
einem zweiten Schritt festgestellt werden, dass 
der Staat und seine Organe nicht willens oder 
nicht in der Lage sind, vor dieser Verfolgung zu 
schützen. 

Die Rechtsprechung ist allerdings uneinheit-
lich. So kommen die Gerichte z.B. bei Zwangs-
verheiratung von der Feststellung eines Ab-
schiebehindernisses bis zur Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft zu allen möglichen Ent-
scheidungsabstufungen. 

Wichtig für von Verfolgung Betroffene ist, dass 
die Feststellung von Flüchtlingsschutz oder Ab-
schiebehindernissen grundsätzlich eine indivi-
duelle Einzelfallentscheidung ist und grobe Ver-
allgemeinerungen nicht möglich sind. 

Auch wenn es z.B. die Rechtsprechung gibt, 
welche die ‚starke Verwestlichung‘3 einer Frau 
aus einem Land wie Afghanistan als eine Verfol-
gungsgefahr erkennt, gilt dies zum einen nicht 
für alle Gerichte und kommt es zum anderen auf 
die jeweilige Person an, für die dies zu entschei-
den ist. 

Ebenfalls unter das Verfolgungsmerkmal „Zuge-
hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe“ 

2 Der Begriff ist von der Rechtssprechung geprägt. 
3 Oberverwaltungsgericht Lüneburg, Urteil vom 21.09.2015, - 9 LB 
20/14; Urteil des VG München vom 14.08.2007 - M 23 K 07.50455; 
Urteil des Asylgerichtshof Österreich vom 09.03.2012, Az: C2 
422385-1/2011/8E 

2. Geschlechtsspezifische Gewalt als Asylgrund und im Asylverfahren
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gehören inzwischen unstreitig die Verfolgung 
von LSBTI aufgrund ihrer sexuellen Orientierung 
oder ihrer geschlechtlichen Identität. 

Geschlechtsspezifische Gewalt auf der 
Flucht/ im Aufnahmestaat

Geschlechtsspezifische Verfolgung auf der 
Flucht oder im Aufnahmestaat hingegen kann 
nicht zur Flüchtlingsanerkennung führen. Sie 
kann aber, wenn sie zu einer starken physischen 
und/oder psychischen Verletzung der betroffe-
nen Person führt, die ein (Über)Leben im Her-
kunftsland unmöglich macht, dazu führen, dass 
ein Abschiebeverbot festzustellen ist und der 
betroffenen Person eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird. 

2.2 Haben Gewaltschutzanordnungen 
Auswirkungen auf das Asylverfahren? 
Wenn ja, welche?

Grundsätzlich ist es erst einmal so, dass Gewalt-
schutzanordnungen keinen direkten Einfluss auf 
das Asylverfahren haben. In dem Asylverfahren 
geht es in erster Linie um die Beurteilung der Si-
tuation im Herkunftsland.

Wie bereits oben mit der Frage ausgeführt, 
kann aber die Gewalttätigkeit des Ehepartners 
das Asylverfahren einer Frau dahingehend be-
einflussen, dass darin möglicherweise ein hinzu-
kommendes Abschiebehindernis für die gewalt-
betroffene Frau begründet liegt. Bewertet wird 
dann, ob die Gewalttätigkeit des Partners oder 
der Umstand, dass diesem z.B. die gemeinsamen 
Kinder (vorübergehend) entzogen wurden oder 
werden, eine Verfolgung bei einer unterstellten 
Rückkehr ins Herkunftsland bedeuten kann. 
Beispielsweise wenn im Falle der Trennung die 
Kinder nach dem Recht des Herkunftsstaates 
zur Familie des Mannes gehören und die Frau, 
die mit den Kindern vor dem Mann geflüchtet 
ist, durch die Familie des Mannes bedroht wird. 

Dies ist aber nur für den konkreten Einzelfall zu 
beantworten und kann nicht pauschalisiert wer-
den.

Nicht nur bei einer längerfristigen Trennung, 
sondern gerade auch im Falle einer Gewaltschut-
zanordnung sollte unbedingt daran gedacht 
werden, dass die Asylverfahren der Eheleute ge-
trennt werden (können). Hierzu ist es sehr wich-
tig, vorher anwaltlichen Rat einzuholen. 

2.3 Was passiert im Falle einer Trennung, 
wenn der Aufenthaltsstatus von (Ehe-) 
Partner_innen abhängig ist?

Im Falle einer Trennung muss zunächst im Ein-
zelfall genau geklärt werden, welchen Aufent-
haltsstatus die Eheleute haben, ob beide sich 
oder eine_r von beiden noch im Asylverfahren 
befinden oder ob bereits ein Schutzstatus zuge-
sprochen wurde.

Weiter ist zu prüfen, ob der Aufenthalt – in un-
seren Fällen meist der der Frau – vom  Zusam-
menleben bzw. der Ehe mit ihrem Ehepartner 
abhängt. Es gibt verschiedene Konstellationen:

• Zunächst kann die Frau Familienflüchtlings-
schutz als Ehefrau erhalten, d.h. sie ist auf-
grund der familiären Einheit als Flüchtling 
anerkannt. Dann ist zu prüfen, ob sie „nur“ 
ihrem Ehemann gefolgt und keine eigenen 
Fluchtgründe bzw. keine eigenen, indivi-
duellen Verfolgungsgründe hat. Wenn sie 
aufgrund der Verfolgung ihres Ehepartners 
Familienflüchtlingsschutz erhalten, kann 
sich eine Trennung erheblich auf ihren eige-
nen Aufenthalt auswirken.

• Gleiches gilt, wenn eine Frau über den Fa-
miliennachzug zu ihrem als Flüchtling aner-
kannten Ehepartner nachgezogen ist und 
eine Aufenthaltserlaubnis aus familiären 
Gründen hat. Dann kann sich eine Trennung 
erheblich auf ihren eigenen Aufenthalt aus-
wirken. Im schlimmsten Fall kann sie ihren 
Aufenthalt verlieren.

Es ist demnach im Falle einer Trennung zu prü-
fen, ob die Frau doch eigene Verfolgungsgründe 
hat, die sie möglicherweise gar nicht geltend ge-
macht hat oder ob die Trennung möglicherwei-
se einen neuen Grund für ein Abschiebehinder-
nis darstellt (siehe oben 2.2). 

Oftmals kann die Trennung als solche oder der 
im Herkunftsstaat vorgesehene Verbleib der 
Kinder beim Vater ein neuer Grund für z.B. ein 
Abschiebehindernis sein. Diese Frage sollte im 
Einzelfall in einer sachkundigen Rechtsberatung 
geklärt werden.

Nochmal anders ist die Situation, wenn gemein-
same Kinder da sind, die über den anerkannten 
Vater Flüchtlingsschutz haben. Dann kann auch 
die getrennte Frau ihren Aufenthalt über die 
Ausübung der Sorge ihren Aufenthalt sichern.

2. Geschlechtsspezifische Gewalt als Asylgrund und im Asylverfahren
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3. EHE- UND FAMILIENRECHT

3. Ehe- und Familienrecht

3.1 Wie ist die familienrechtliche 
Situation im Asylverfahren 
(Aufenthaltsbestimmungsrecht, Sorge- 
und Umgangsrecht, Unterhalt bei 
Trennung)?

In familienrechtlichen Streitigkeiten gibt es 
grundsätzlich zunächst keine Besonderheiten 
für Personen, die sich im Asylverfahren befin-
den. So kann jede Person im Asylverfahren beim 
Familiengericht einen Antrag auf Aufenthaltsbe-
stimmungsrecht, auf Sorgerecht und Umgang, 
auf Unterhalt und auf Gewaltschutz stellen. 
Inhaltlich kann es zum Teil zu Schwierigkeiten 
kommen, weil sich aufgrund der verschiedenen, 
aber jedenfalls nicht deutschen Staatsangehö-
rigkeiten der Betroffenen oft Fragen nach dem 
anzuwendenden Recht stellen.

Solche Fragestellungen entsprechen zugleich 
denen anderer nichtdeutscher Paare bzw. Fami-
lien.

Zusätzlich ist bei Paaren und Familien, die sich 
noch im Asylverfahren befinden, zu beachten 
und zu klären, ob die Asylverfahren getrennt 
werden und was das für die Vertretungsbe-
rechtigung der Kinder bedeutet. Wenn sich also 
z.B. die Frau trennt und die Kinder mitnimmt, 
müsste hier eigentlich die alleinige Vertretungs-
befugnis für das Asylverfahren – alle Belange 
die Kinder betreffend – als Teil des Sorgerechts 
beantragt werden. Oder im entgegengesetzten 
Fall müsste beantragt werden, dass die Frau 
auch über Entscheidungen, die ihre Kinder be-
treffen, informiert wird, selbst wenn sie keinen 
Einblick mehr in das Verfahren ihres Ehemannes 
hat. Hier schaffen vielfach das BAMF, Rechtsan-
wält_innen oder auch die Verwaltungsgerichte 
Fakten, die familienrechtlich auf wackeligen Fü-
ßen stehen.

3.2 Wird eine Ehe, die in einem anderen 
Land geschlossen wurde, in Deutschland 
anerkannt?

Ehen, die im Ausland geschlossen wurden, müs-
sen in Deutschland grundsätzlich nicht extra 
anerkannt werden. Es kann ein Antrag auf Be-
urkundung der Ehe im Eheregister gestellt wer-
den, wenn einer der Ehepartner_innen deut-
sche_r Staatsbürger_in ist.

Die Voraussetzungen für eine Eheschließung un-
terliegen dem Recht des Herkunftsstaates. Eine 
im Herkunftsstaat geschlossene Ehe ist auch 
in Deutschland gültig und wird hier anerkannt, 
wenn zum Zeitpunkt der Eheschließung die 
materiell-rechtlichen Eheschließungsvorausset-
zungen (z.B. Ledigkeit, Mindestalter) für beide 
Partner nach ihrem jeweiligen Heimatrecht vor-
lagen und die Ehe im Herkunftsland anerkannt 
ist (nach Art. 13 EGBGB: Einführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch). Es kann Ausnahmen 
bei der Anerkennung von Ehen geben, wenn 
eine rechtliche Norm im Ausland gegen den so-
genannten „ordre public“ verstößt, d.h., wenn 
die ausländische Eheschließung mit wesentli-
chen Grundsätzen des deutschen Rechts offen-
sichtlich unvereinbar ist, ist diese in Deutschland 
nicht anzuerkennen bzw. unwirksam. 

Die Beurteilung eines Verstoßes gegen die we-
sentlichen Grundsätze des deutschen Rechts 
(vgl. Art. 6 EGBGB) kann nur im Einzelfall und 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
ausländischen Rechts erfolgen. So wurde ein 
Verstoß z.B. angenommen, wenn es der Her-
kunftsstaat erlaubt, dass Kinder schon mit 14 
Jahren heiraten können. 

3.3 Wie ist die Situation von verheirateten 
minderjährigen Geflüchteten in 
Deutschland?

Minderjährige, von ihren Eltern nicht begleitete 
Geflüchtete, werden in Deutschland regelmäßig 
vom Jugendamt in Obhut genommen und be-
kommen einen Vormund bestellt. 

Ist nun die minderjährige Person mit ihrer_m 
Ehepartner_in hierher geflohen, ist zunächst zu 
klären, ob die Ehe in Deutschland als wirksam 
anzusehen ist. Hier hat es durch das seit dem 
18.07.2017 geltende „Gesetz zur Bekämpfung 
von Kinderehen“ einschneidende Veränderun-
gen gegeben.

Nunmehr gilt, dass Ehen, bei denen eine_r der 
Beteiligten unter 18 Jahre alt ist, in Deutschland 
nicht mehr geschlossen werden können, auch 
nicht, wie bisher mit Zustimmung der Eltern 
oder des Jugendamtes. Für im Ausland geschlos-
sene Ehen mit Minderjährigen gilt, dass Ehen, an 
denen unter 16 Jährige beteiligt sind, grundsätz-
lich nichtig sind und Ehen, an denen Minderjäh-
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rige zwischen 16 und 18 Jahren beteiligt sind, auf 
Antrag hin aufgehoben werden sollen.

Dies hat weitreichende rechtliche Konsequen-
zen, deren praktische Auswirkungen und An-
wendungen abzuwarten bleiben. 

Schon der Titel „Gesetz zur Bekämpfung von 
Kinderehen“ verdeutlicht  eine Haltung der Stig-
matisierung von Ehen in der Öffentlichkeit. Der 
Begriff „Kinderehe“ suggeriert Zwangsverheira-
tung von Kindern, insbesondere von Mädchen 
im Alter bis 14.

Tatsächlich haben Ehen mit und zwischen Min-
derjährigen multiple Hintergründe; hinter ihnen 
stehen unterschiedliche Lebenswirklichkeiten. 
So ist z.B. die Ehe zwischen einem 17-jährigen Ju-
gendlichen mit einer 19-Jährigen, die geheiratet 
haben, um aus Syrien gemeinsam nach Deutsch-
land fliehen zu können, mit „Kinderehe“ unzu-
treffend gerahmt (Deutsches Institut für Ju-
gendhilfe und Familienrecht eV (DIJuF) vom 22. 
Februar 2017).

Probleme tauchen auf, wenn z.B. eine Minder-
jährige und ihr Partner bereits ein Kind haben 
oder ein gemeinsames Kind in Deutschland ge-
boren wird. Dann muss nun zunächst die Vater-
schaft anerkannt oder festgestellt werden. Hier-
für benötigt die Minderjährige die Zustimmung 
ihres gesetzlichen Vertreters (§ 1596 Abs. 2 S. 2 
Halbs. 2 BGB). Ein Vormund (gesetzliche Vertre-
tung) wird nach den bisherigen Erfahrungen al-
lerdings oft erst mit erheblichem zeitlichem Ab-
stand, nicht selten erst nach Monaten, bestellt. 

Das Kind der minderjährigen Mutter ist in dieser 
Zeit nur eingeschränkt gesetzlich vertreten (§ 
1673 BGB). Unterhaltsansprüche können zwar 
rückwirkend geltend gemacht werden, fehlen 
aber unter Umständen über Monate zum Be-
streiten des täglichen Lebensbedarfs.

Auch ein Umgangsrecht ist ohne rechtliche Va-
terschaft nicht durchsetzbar. Ähnliches gilt in 
Bezug auf die elterliche Sorge für gemeinsame 
Kinder: Eine Mitsorgeberechtigung des Part-
ners der minderjährigen Mutter kann nur über 
die Abgabe übereinstimmender Sorgeerklärun-
gen erreicht werden. Auch hierfür ist die Zustim-
mung des gesetzlichen Vertreters der Mutter er-
forderlich (§ 1626c Abs. 2 S. 1 BGB), sodass auch 
im Bereich der elterlichen Sorge mit Verzöge-

rungen und unklaren rechtlichen Zuständen zu 
rechnen ist. Fraglich ist außerdem, ob und wann 
die Eltern eine entsprechende Beratung/Infor-
mation erhalten, um z.B. die Vaterschaftsaner-
kennung und die Abgabe übereinstimmender 
Sorgeerklärungen nachzuholen.

3.4 Was passiert im Falle einer Trennung, 
wenn der Aufenthaltsstatus von (Ehe-) 
Partner_innen abhängig ist?

Im Falle einer Trennung muss zunächst im Ein-
zelfall genau geklärt werden, welchen Aufent-
haltsstatus die Eheleute haben, ob sich beide 
oder eine_r von beiden noch im Asylverfahren 
befinden oder ob bereits ein Schutzstatus zuge-
sprochen wurde.

Weiter ist zu prüfen, ob der Aufenthalt – in un-
seren Fällen meist der der Frau – vom Zusam-
menleben bzw. der Ehe mit ihrem Ehepartner 
abhängt. Es gibt verschiedene Konstellationen:

• Zunächst kann die Frau Familienflüchtlings-
schutz als Ehefrau erhalten, d.h. sie ist auf-
grund der familiären Einheit als Flüchtling 
anerkannt. Dann ist zu prüfen, ob sie „nur“ 
ihrem Ehemann gefolgt und keine eigenen 
Fluchtgründe bzw. keine eigenen, indivi-
duellen Verfolgungsgründe hat. Wenn sie 
aufgrund der Verfolgung ihres Ehepartners 
Familienflüchtlingsschutz erhalten hat, 
kann sich eine Trennung erheblich auf ihren 
eigenen Aufenthalt auswirken.

• Gleiches gilt, wenn eine Frau über den Fa-
miliennachzug zu ihrem als Flüchtling aner-
kannten Ehepartner nachgezogen ist und 
eine Aufenthaltserlaubnis aus familiären 
Gründen hat. Dann kann sich eine Trennung 
erheblich auf ihren eigenen Aufenthalt aus-
wirken. Im schlimmsten Fall kann sie ihren 
Aufenthalt verlieren.

Es ist demnach im Falle einer Trennung zu prü-
fen, ob die Frau doch eigene Verfolgungsgrün-
de hat, die sie möglicherweise  nicht geltend 
gemacht hat oder ob die Trennung möglicher-
weise einen neuen Grund für ein Abschiebehin-
dernis darstellt (siehe oben 2.2). 

Oftmals kann die Trennung als solche oder der 
im Herkunftsstaat vorgesehene Verbleib der 
Kinder beim Vater ein neuer Grund für z.B. ein 

3. Ehe- und Familienrecht
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Abschiebehindernis sein. Diese Frage sollte im 
Einzelfall in einer sachkundigen Rechtsberatung 
geklärt werden.

Welche medizinischen, psychologischen, the-
rapeutischen und sozialen Leistungen werden 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ge-
währt?

Hier finden Sie verschiedene Übersichten zur 
medizinischen Versorgung und Sozialleistungen 
für geflüchtete Menschen. 

Gesundheitliche Versorgung für 
Geflüchtete

• http://gesundheit-gefluechtete.info/   

• Regelungen in einzelnen Bundesländern: 
http://gesundheit-gefluechtete.info/rege-
lung-in-den-bundeslaendern/    

• nach 15 Monaten: Analogleistungen (ge-
mäß Leistungen nach SGB XII und SGB V) 
mit elektronischer Gesundheitskarte

• Leistungen nach Asylbewerberleistungsge-
setz enden mit Ablauf des Monats der Ent-
scheidung über Asylantrag

Medizinische Versorgung von Personen 
ohne legalen Aufenthaltsstatus 

• Bundesarbeitsgruppe  
Gesundheit/Illegalität:  
https://medibuero.de/wp-content/uploads/
sites/10/2017/05/BAG_Gesundheit_Illega-
litaet_Arbeitspapier_Gesundheitsversor-
gung_fu__r_Menschen_ohne_Papiere_Ap-
ril_2017_Web.pdf 

• Medi-Büros bundesweit:  
http://medibueros.m-bient.com/standorte.
html  

• „Aufenthaltsrechtliche Illegalität – Bera-
tungshandbuch“ 2013:  
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/
uploads/2010/12/DRK-CARITAS-Handbuch-Il-
legalit%C3%A4t-2010-1.pdf  

Psychotherapeutische Leistungen 

• Leitfaden zur Beantragung einer Psycho-
therapie:  
http://www.baff-zentren.org/wp-content/
uploads/2017/03/BAfF_Arbeitshilfe_Thera-
piebeantragung.pdf

• Kostenübernahmen von Therapien für un-
begleitete Minderjährige 
http://www.baff-zentren.org/wp-content/
uploads/2017/02/BumF_BAfF-Arbeitshil-
fe-Therapie-Jugend.pdf

• bei Leistungen nach Asylbewerberleis-
tungsgesetz ist keine Kassenzulassung von 
Therapeut_innen erforderlich 

• es werden Fahrt- und Dolmetscherkosten 
übernommen bei psychotherapeutischen 
Behandlungen

Soziale Rechte von Geflüchteten 

• http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/
user_upload/Publikationen/doc/sozialleis-
tungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.
pdf 

4. Medizinische Versorgung und Sozialleistungen

4. MEDIZINISCHE VERSORGUNG UND SOZIALLEISTUNGEN

Noch einmal anders ist die Situation, wenn ge-
meinsame Kinder da sind, die über den aner-
kannten Vater Flüchtlingsschutz haben. Dann 
kann auch die getrennte Frau ihren Aufenthalt 
über die Ausübung der Sorge ihren Aufenthalt 
sichern.

http://gesundheit-gefluechtete.info
http://gesundheit-gefluechtete.info/regelung-in-den-bundeslaendern/
http://gesundheit-gefluechtete.info/regelung-in-den-bundeslaendern/
http://medibueros.m-bient.com/standorte.html
http://medibueros.m-bient.com/standorte.html
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2010/12/DRK-CARITAS-Handbuch-Illegalit%C3%A4t-2010-1.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2010/12/DRK-CARITAS-Handbuch-Illegalit%C3%A4t-2010-1.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2010/12/DRK-CARITAS-Handbuch-Illegalit%C3%A4t-2010-1.pdf
http://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2017/03/BAfF_Arbeitshilfe_Therapiebeantragung.pdf
http://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2017/03/BAfF_Arbeitshilfe_Therapiebeantragung.pdf
http://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2017/03/BAfF_Arbeitshilfe_Therapiebeantragung.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/sozialleistungen-fluechtlinge-2016_web_18.01.2017.pdf
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5. FINANZIERUNG VON BERATUNG UND SCHUTZ  
FÜR GEFLÜCHTETE FRAUEN

5.1 Wer zahlt in welchen Fällen juristische 
Beratung und Prozesskostenhilfe?

Die Kosten für juristische Beratung müssen Ge-
flüchtete – und damit auch von geschlechtsspe-
zifischer Gewalt betroffene geflüchtete Frauen 
– selbst bezahlen, solange die Verfahren noch 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) oder der Ausländerbehörde bearbeitet 
werden.

Hier kann zwar, wie in familienrechtlichen oder 
strafrechtlichen Verfahren auch, für das außer-
gerichtliche Verfahren Beratungshilfe beantragt 
werden. Jedoch ist die sehr aufwendige an-
waltliche Vertretung im Asylverfahren für eine 
einmalige Beratungshilfe in Höhe von ca. 100 € 
nicht angemessen leistbar.

Immer wieder bezuschussen auch Flüchtlings-
unterstützungsorganisationen, wie zum Bei-
spiel Pro Asyl, die Deutsche Aids Hilfe, Reporter 
ohne Grenzen u.a., die Vertretung von Geflüch-
teten. Auch kann bei Frauenorganisationen an-
gefragt werden, ob sie im Einzelfall die Kosten 
der anwaltlichen Vertretung bezuschussen.

Wer übernimmt die Kosten, wenn gegen 
einen abgelehnten Asylantrag geklagt 
wird?

Wenn der Asylantrag vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge ganz oder teilweise 
abgelehnt wird und dagegen Klage beim Ver-
waltungsgericht erhoben wird, kann für das 
Klageverfahren Prozesskostenhilfe beantragt 
werden. Ob Prozesskostenhilfe bewilligt wird, 
hängt zum einen von der Bedürftigkeit der Per-
son ab. Es muss also nachgewiesen werden, dass 
sie selber nicht über die erforderlichen finanziel-
len Mittel verfügt. Zum anderen muss aber der 
Ausgang des Verfahrens zumindest offen sein. 
Der Staat zahlt keine_r Rechtsanwält_in für das 
Führen von vorneherein aussichtslosen Gericht-
sprozessen.

Deshalb prüft das Verwaltungsgericht im Pro-
zesskostenhilfeverfahren vorab, ob die Klage 
Erfolg haben kann. Hier ist die Entscheidungs-

praxis, ob Prozesskostenhilfe bewilligt wird, so 
unterschiedlich wie die Entscheidungspraxis in 
den Verfahren selbst unter den Gerichten un-
terschiedlich ist. Es kann also keinesfalls grund-
sätzlich gesagt werden, dass im Klageverfahren 
immer Prozesskostenhilfe bewilligt wird.

Da die Entscheidung, ob Prozesskostenhilfe 
bewilligt wird, oftmals erst sehr spät in dem ge-
richtlichen Verfahren fällt, verlangen Rechtsan-
wält_innen in aller Regel einen Vorschuss und 
regelmäßige monatliche Ratenzahlungen auf 
die Gebühren, die dann, im Falle, dass die Pro-
zesskostenhilfe bewilligt wird, an die Mandantin 
erstattet werden können.

Im verwaltungsgerichtlichen Asylverfahren be-
steht kein Anwaltszwang. Das bedeutet, die be-
troffene Person muss nicht anwaltlich vertreten 
sein. Deshalb kann zum Beispiel eine Klage, die 
immer innerhalb einer Frist eingereicht werden 
muss, von der geflüchteten Person selbst di-
rekt persönlich bei der Rechtsantragstelle des 
zuständigen Gerichts eingereicht werden. Dort 
sitzen Gerichtsangestellte, die den Antragstel-
lenden helfen. Auch kann eine gute Klagebe-
gründung von einem ‚pfiffigen‘ Kreis von Unter-
stützenden vorbereitet werden, so dass oftmals 
Rechtsanwält_innen auch erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt eingeschaltet werden können.

5.2 Ist es möglich für geflüchtete 
Frauen während des Asylverfahrens 
oder nach einer Ablehnung einen 
Beratungshilfeschein zu erhalten?

Ja, grundsätzlich kann eine von Gewalt betrof-
fene Frau während des Asylverfahrens einen Be-
ratungshilfeschein erhalten. Es wird sich jedoch 
schwer eine_n Rechtsanwält_in finden, welche 
die sehr umfangreiche gesamte Vertretung in 
einem Asylverfahren für die Gebühren in Höhe 
von 100 €, die sie mit einem Beratungshilfe-
schein abrechnen kann, übernehmen kann (sie-
he oben 5.1). 

Nach Abschluss des Verfahrens kann sich mit 
einem Beratungshilfeschein nur noch über 
die Aussichten einer möglichen Klage beraten 

5. Finanzierung von Beratung und Schutz für geflüchtete Frauen
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werden lassen. Sobald das gerichtliche Verfah-
ren eingeleitet ist, gibt es keine Beratungshilfe 
mehr, sondern ab dann setzt die Prozesskosten-
hilfe ein (siehe oben 5.1).

5.3 Wie wird der Frauenhausaufenthalt für 
geflüchtete Frauen finanziert? 

Übersicht über Finanzierungsmöglichkeiten von 
Frauenhausaufenthalten: Tabelle im Anhang. 

5.4 Welche Möglichkeiten der 
Finanzierung von Dolmetscher_innen gibt 
es?

Über Fonds bzw. Förderprogramme des Bun-
deslandes oder der Kommune sowie über die 
Landesanteile der Finanzierung von Frauenhäu-
sern und Fachberatungsstellen bestehen Mög-
lichkeiten der Finanzierung von Dolmetscher_
innen durch öffentliche Fördermittel. Diese 
Regelungen stehen aber nicht in allen Bundes-
ländern und für alle Frauenhäuser und Fachbe-
ratungsstellen zur Verfügung. 

Die Qualität der Übersetzungen, die Zugänglich-
keit zu den Mitteln oder zum Abrechnungsver-
fahren können regional und im Einzelfall sehr 
verschieden sein. 

Für eine Erstberatung mit einer gewaltbetrof-
fenen Frau oder zur Ermittlung ihrer Sprache 
kann das Bundesweite Hilfetelefon „Gewalt 
gegen Frauen“ hinzugezogen werden (siehe 
Informationsblatt des Hilfetelefons „Gewalt 
gegen Frauen“: Mehrsprachige Beratung nach 
Anruf durch eine Unterstützungseinrichtung: 
https://www.hilfetelefon.de/fileadmin/content/
Materialien/Infoblaetter/Hilfetelefon_Gewalt_
gegen_Frauen_Infoblatt_Unterstuetzungsein-
richtungen_barrierefrei617.pdf )

Die folgende Auflistung macht keine Aussagen 
zur Qualität der Übersetzungen, zur Zugänglich-
keit der Mittel oder zum Abrechnungsverfah-
ren.

Kostenpflichtige überregionale Dolmetsch-
dienste:

• „LingaTel“, Telefon-Dolmetsch-Dienst: 
www.telefondolmetschen-sofort.com 

• „Videodolmetschen“,Video- und Tele-
fon-Dolmetsch-Dienst:  
www.videodolmetschen.com   

Weitere Informationen

Bisher gibt es keine bundeseinheitliche Rege-
lung zur Finanzierung von Dolmetschleistun-
gen. Dies führt in der Praxis zu einem eklatanten 
Mangel an professionellen Übersetzungen. 

Dadurch kommt es im Praxisalltag häufig vor, 
dass Kinder oder nicht-professionelle Unterstüt-
zungspersonen im sozialen Umfeld übersetzen. 

Problematisch ist ebenfalls, dass an vielen Stel-
len kein professionelles Dolmetschen, sondern 
lediglich Sprachmittlungen durch öffentliche 
Fördermittel finanziert werden. Die für das 
sensible Thema Gewalt dringend notwendigen 
Standards bezüglich Fachlichkeit und professio-
neller Distanz können dadurch nicht gewährleis-
tet werden. 

Darüber hinaus werden häufig schlechter be-
zahlte Mitarbeiter_innen mit entsprechenden 
Sprachkenntnissen zum Teil gesondert dafür 
eingestellt (etwa auf 400 € Basis) oder über ihre 
eigentliche Aufgabe bzw. Rolle hinausgehend 
für Übersetzungen eingesetzt. In Unterkünften 
für geflüchtete Menschen sind dies vielerorts 
Mitarbeiter_innen des Wachdienstes, was zur 
Rollendiffusion führt und gegen die gebotene 
Neutralität der übersetzenden Person verstößt.

Zudem stehen Übersetzungsdienste oftmals 
nur für die größten Sprachgruppen (z.B. Ara-
bisch oder Russisch) zur Verfügung, während 
Übersetzungen in andere Sprachen schwer zu 
erhalten sind. 

Fachberatungsstellen und Frauenhäuser for-
dern seit Langem von Bund, Ländern und Kom-
munen, dass in allen Bundesländern ausreichend 
finanzielle Mittel für Dolmetschleistungen zur 
Verfügung gestellt werden müssen.

5. Finanzierung von Beratung und Schutz für geflüchtete Frauen
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6.GEWALTSCHUTZMASSNAHMEN FÜR GEFLÜCHTETE FRAUEN,  
DIE IN UNTERKÜNFTEN LEBEN

6.1 Welche Schwierigkeiten können für 
gewaltbetroffene Frauen bei Verletzung 
der Residenzpflicht entstehen?

Die Residenzpflicht (siehe oben 1.6) schränkt in 
den ersten Wochen nach der Asylantragstellung 
bzw. bei Personen aus sogenannten sicheren 
Herkunftsstaaten ggf. auch für die Dauer des 
gesamten Asylverfahrens die Bewegungsfrei-
heit in Deutschland ein. Das bedeutet, dass ge-
waltbetroffene Frauen, die vor den Tätern flie-
hen und sich an einen Ort begeben, an den sie 
sich wegen der bestehenden Residenzpflicht 
nicht begeben dürfen, vorab eine Erlaubnis ein-
holen müssen (je nach Stand des Verfahrens 
beim BAMF oder der Ausländerbehörde, per An-
trag und am besten schriftlich) oder ansonsten 
gegen diese Verpflichtung verstoßen und damit 
eine Ordnungswidrigkeit begehen. Bei gewalt-
betroffenen Frauen gilt eine solche Ordnungs-
widrigkeit, die durch die Flucht vorm Täter ent-
steht, als gerechtfertigt und hat keinen direkten 
negativen Einfluss auf das Asylverfahren.

Da es oftmals um akute Gefahrsituationen geht, 
kann in der Regel die nachträgliche Zustimmung 
eingeholt bzw. das Verhalten der Frau als ent-
schuldigt angesehen werden.

6.2 Gibt es für geflüchtete Frauen die 
Möglichkeit, im Falle von Gewalt, früher 
in eine eigene Wohnung umzuziehen oder 
die Wohnsitzzuweisung aufzuheben?

Zu Beginn des Asylverfahrens besteht für die 
Dauer von bis zu sechs Wochen, längstens bis 
zu sechs Monaten die Verpflichtung in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen.

Diese Verpflichtung endet vor dem Ablauf von 
6 Monaten, im Falle einer vorherigen positiven 
Entscheidung über den Asylantrag, wenn die 
Person durch Eheschließung oder Begründung 
einer Lebenspartnerschaft einen Rechtsan-
spruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
hat oder wenn sie in eine Gemeinschaftsunter-
kunft zugewiesen wird. 

Ob es eine Zuweisung in eine Gemeinschaftsun-
terkunft gibt oder das Recht besteht, sich eine 

eigene Wohnung zu suchen, ist von Bundesland 
zu Bundesland unterschiedlich geregelt.

Auch die Verpflichtung in einer Erstaufnahme-
einrichtung zu wohnen, kann im Falle besonde-
rer Härtegründe früher aufgehoben werden, so 
dass die betroffene Frau schon eher in eine Ge-
meinschaftsunterkunft bzw. eine Wohnung um-
ziehen kann und im Zusammenhang damit eine 
bestehende Wohnsitzauflage aufgehoben wird. 

6.3 Wie funktionieren 
Umverteilungsanträge? Gibt es die 
Möglichkeit, eine Umverteilung wegen 
Gefährdung zu beschleunigen? Gibt es die 
Möglichkeit zu beeinflussen, wohin die 
betroffene Frau umverteilt wird?

Mit einem Zuweisungsantrag (im direkten An-
schluss an die Verpflichtung in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung zu wohnen) oder einem Um-
verteilungsantrag (nachträgliche Änderung der 
Zuweisung innerhalb oder außerhalb des Bun-
deslandes) wird beantragt, der Frau den Umzug 
an einen bestimmten Ort zu gestatten. Hierbei 
sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienan-
gehörigen oder „sonstige humanitäre Gründen 
von vergleichbarem Gewicht“ zu berücksichti-
gen. 

Es ist jederzeit möglich, dass die betroffene 
Person selbst, ggf. mit Hilfe von Unterstützen-
den auf eine beschleunigte Bearbeitung eines 
Umverteilungsantrages drängt – im Falle von 
Gewaltbetroffenheit ist das auch gut zu be-
gründen. Eine grundsätzliche gesetzliche oder 
verwaltungsinterne Vorgabe, dass bestimmte 
Anträge beschleunigt zu bearbeiten sind, gibt 
es nicht. Grundsätzlich kann bei Untätigkeit ei-
ner Behörde frühestens nach drei Monaten so-
genannte Untätigkeitsklage beim Verwaltungs-
gericht erhoben werden. In sozialgerichtlichen 
Streitigkeiten muss allerdings im Antragsverfah-
ren schon eine Untätigkeit von sechs Monaten, 
im Widerspruchsverfahren von drei  Monaten 
vorliegen, bevor geklagt werden kann. 

Aus dem Wortlaut dem Gesetz/der Vorschrift 
folgt, dass die landesinterne Verteilung Vorrang 
vor der länderübergreifenden Verteilung ge-
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nießt und insbesondere bei Umverteilungsan-
trägen aus humanitären Gründen zu beachten 
ist. Für die Bearbeitung der Anträge ist die für 
den Zuzugsort zuständige Ausländerbehörde 
jeweils zuständig (sogenannten „Zuzugsbehör-
de“).

Inwieweit dem Umzug in genau den Wunschort 
entsprochen wird und entsprochen werden 
kann, hängt also davon ab, ob solche humani-
tären Gründe vorliegen und vorgetragen wer-
den für genau diesen Ort. Hierfür ist es zum 
Beispiel wichtig vorzutragen, dass die Frau an 
dem Wunschort die notwendige Unterstützung 
erhält, dort Verwandtschaft lebt, die sie unter-
stützt oder dort ein Platz im Frauenhaus frei 
ist. Die Anforderungen an die Begründung von 
Umverteilungsanträgen sind in der Regel recht 
hoch, im Falle von gewaltbetroffenen Frauen je-
doch unter den oben genannten Gesichtspunk-
ten gut zu begründen. 

Der allgemein formulierte Wunsch, an einem 
bestimmten Ort wohnen zu wollen, reicht in der 
Regel nicht aus.

6.4 Gibt es die Möglichkeit der 
Wegweisung von Tätern aus 
Gemeinschaftsunterkünften und eigenen 
Wohnungen trotz Residenzpflicht und 
Wohnsitzauflagen?

Selbstverständlich gibt es auch bei gewaltbetrof-
fenen Frauen im Asylverfahren die Möglichkeit 
der Wegweisung von Tätern aus Gemeinschafts-
unterkünften und aus eigenen Wohnungen. Die 
Polizei kann die Täter aus der Flüchtlingsunter-
kunft verweisen und die Unterkünfte können 
den Tätern Hausverbot erteilen.

Bei den anzuordnenden Anweisungen ist aber 
eine mögliche Wohnsitzauflage oder Residenz-
pflicht der Täter zu berücksichtigen. Besteht für 
den Täter tatsächlich noch eine Residenzpflicht, 
so begeht er eine Ordnungswidrigkeit, wenn 
er aufgrund einer Gewaltschutzanordnung aus 
dem ihm zugewiesenen Gebiet verwiesen wird. 
Auch kann er bei einer bestehenden Wohnsit-
zauflage nicht ohne weiteres seinen Wohnsitz 
außerhalb des Gebietes nehmen. Bei einer An-
ordnung des Familiengerichts, die einen Täter 
längerfristig aus einer Unterkunft verweist, 
muss daher in der Anordnung ein Verweis auf 

die aufenthaltsrechtliche  Änderung der Wohn-
sitzauflage bzw. eine Zuweisung in eine neue 
Unterkunft erfolgen. 

6.5 Haben Gewaltschutzanordnungen 
Auswirkungen auf das Asylverfahren? Und 
wenn ja, welche?

Grundsätzlich ist es erst einmal so, dass Gewalt-
schutzanordnungen keinen direkten Einfluss auf 
das Asylverfahren haben. In dem Asylverfahren 
geht es in erster Linie um die Beurteilung der Si-
tuation im Herkunftsland.

Wie bereits oben mit der Frage 3.4 ausgeführt, 
kann aber die Gewalttätigkeit des Ehepartners 
das Asylverfahren einer gewaltbetroffenen Frau 
dahingehend beeinflussen, dass darin mögli-
cherweise ein hinzukommendes Abschiebehin-
dernis für die Frau begründet liegt. Bewertet 
wird dann, ob die Gewalttätigkeit des Partners 
oder der Umstand, dass diesem z.B. die ge-
meinsamen Kinder (vorübergehend) entzogen 
wurden oder werden, eine Verfolgung bei einer 
unterstellten Rückkehr ins Herkunftsland be-
deuten kann. Beispielsweise wenn im Falle der 
Trennung die Kinder nach dem Recht des Her-
kunftsstaates zur Familie des Mannes gehören 
und die Frau, die mit den Kindern vor dem Mann 
geflüchtet ist, durch die Familie des Mannes be-
droht wird. 

Dies ist aber nur für den konkreten Einzelfall zu 
beantworten und kann nicht pauschalisiert wer-
den.

Nicht nur bei einer längerfristigen Trennung, 
sondern gerade auch im Falle einer Gewaltschut-
zanordnung, sollte unbedingt daran gedacht 
werden, dass die Asylverfahren der Eheleute ge-
trennt werden (können). Hierzu ist es sehr wich-
tig, vorher anwaltlichen Rat einzuholen. 

6.6 Welche Gewaltschutzkonzepte 
zu geschlechtsspezifischer Gewalt in 
Unterkünften  für geflüchtete Menschen 
existieren bereits?

Eine Übersicht zu Gewaltschutzkonzep-
ten finden sich auf folgender Webseite:  
http://www.gewaltschutz-gu.de/weitere_mate-
rialien/gewaltschutzkonzepte_berichte_und_
andere_veroeffentlichungen/  

6.Gewaltschutzmaßnahmen für geflüchtete Frauen, die in Unterkünften leben

http://www.gewaltschutz-gu.de/weitere_materialien/gewaltschutzkonzepte_berichte_und_andere_veroeffentlichungen/
http://www.gewaltschutz-gu.de/weitere_materialien/gewaltschutzkonzepte_berichte_und_andere_veroeffentlichungen/
http://www.gewaltschutz-gu.de/weitere_materialien/gewaltschutzkonzepte_berichte_und_andere_veroeffentlichungen/


20

6.7 Gibt es Beschwerdemöglichkeiten in 
Unterkünften? 

Bisher gibt es keine bundeseinheitlichen Be-
schwerde-Strukturen für geflüchtete Menschen 
und deren Unterstützer_innen4. Beschwerden 
werden derzeit von verschiedenen Personen-
gruppen an unterschiedliche Stellen innerhalb 
und außerhalb von Unterkünften gerichtet. 

Beschwerden innerhalb der Unterkunft sollten 
an alle dort mitwirkenden Personen gerichtet 
werden können (Leitung, Personal, Bewohner_
innen-Vertretungen, externe Fachstellen bzw. 
Kooperationspartner_innen sowie Ehrenamtli-
che, die in der Unterkunft tätig sind). 

Welche übergeordneten Stellen können in 
Anspruch genommen werden? 

Sofern es keine formal eingerichteten Beschwer-
de-Strukturen gibt, kommen u.a. folgende über-
geordnete Stellen als mögliche Adressat_innen 
von Beschwerden in Frage:

a) Akteur_innen, die politisch Einfluss nehmen  
können:

• Regionale und überregionale Geflüchteten-
selbstorganisationen und Migrant_innen-
selbstorganisationen

• Politische Interessensvertretungen (z.B. 
Flüchtlingsrat, Pro Asyl, Antidiskriminie-
rungsbüros) 

• Ombudspersonen für geflüchtete Men-
schen (z.B. in Köln, Berlin oder Hamburg, 
Baden-Württemberg)

• Migrationsfachdienste 

4 Eine Ausnahme stellt das Bundesland Nordrhein-Westfalen dar, 
das in jeder Landesunterkunft eine Beschwerdestelle finanziert. 
Darüber hinaus gibt es in NRW eine überregionale Koordinierungs-
stelle, mobile Controllingsteams sowie einen Runden Tisch, der 
beim Innenministerium des Landes NRW angesiedelt ist. 

• International women‘s space Berlin (IWS) 
ist eine feministische politische Gruppe von 
Frauen mit Migrations- und Fluchterfah-
rung. Neben vielfältigen anderen Aktivitä-
ten sammeln sie Beschwerden, die Unter-
künfte für geflüchtete Menschen betreffen.  
Beschwerden können Sie aus ganz Deutsch-
land an folgende E-Mailadresse senden: 
iwspace@iwspace.de

b) Akteur_innen mit Verantwortung und Ent-
scheidungskompetenz

• Öffentliche Verwaltungsorgane (z.B. BAMF, 
Landesämter, Landkreise, Bürgerämter)

In den „Mindeststandards zum Schutz von 
geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunter-
künften“ der Bundesinitiative des BMFSFJ und 
Unicef werden sowohl interne als auch externe 
Beschwerdestellen gefordert. 

Weiterführende Links:

• Mindeststandards zum Schutz von geflüch-
teten Menschen in Flüchtlingsunterkünften 
(Seite 16-17):  
https://www.unicef.de/informieren/materi-
alien/mindeststandards-zum-schutz-von-ge-
fluechteten-menschen/144156 

• Frauenhauskoordinierung-Projekt zum 
Thema Gewaltschutz und Beschwerde-Ma-
nagement:  
http://www.frauenhauskoordinierung.de/
gewalt-an-frauen/gewaltschutz-und-flucht.
html

6.Gewaltschutzmaßnahmen für geflüchtete Frauen, die in Unterkünften leben
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7. AUFNAHME VON GEFLÜCHTETEN FRAUEN INS FRAUENHAUS

7.1 Welche Auswirkungen haben die 
Wohnsitzauflage bzw. Residenzpflicht 
für gewaltbetroffene Frauen bei der 
Aufnahme ins Frauenhaus oder dem 
Wechsel einer Unterkunft?

Hat sich die Frau aufgrund einer akuten Gewalt-
situation bereits in ein Frauenhaus begeben, ist 
folgendes zu beachten: Bei bestehender Wohn-
sitzverpflichtung für einen anderen Ort oder 
Landkreis muss bei der Zuzugsbehörde die Um-
verteilung in den Ort, an dem sich das Frauen-
haus befindet, beantragt werden (siehe 5.3 und 
7.3 bzw. Anhang).

Möglicherweise besteht noch eine Residenz-
pflicht (siehe 1.6) und die betroffene Frau ver-
stößt mit ihrem Wechsel ins Frauenhaus gegen 
dieselbe, was eine Ordnungswidrigkeit darstellt. 
Bei gewaltbetroffenen Frauen gilt eine solche 
Ordnungswidrigkeit, die durch die Flucht vorm 
Täter entsteht, aber als gerechtfertigt und hat 
keinen direkten negativen Einfluss auf das Asyl-
verfahren. 

7.2 Welche Schwierigkeiten können für 
gewaltbetroffene Frauen bei Verletzung 
der Residenzpflicht entstehen?

Die Verletzung der Residenzpflicht bedeutet 
eine Ordnungswidrigkeit (§86 AsylG), mehrfa-
che Verstöße stellen schon eine Straftat dar (§85 
Nr. 2 AsylG). Bei gewaltbetroffenen Frauen gilt 
eine solche Ordnungswidrigkeit, die durch die 
Flucht vorm Täter entsteht, aber als gerechtfer-
tigt und hat keinen direkten negativen Einfluss 
auf das Asylverfahren. 

7.3 Wie funktionieren 
Umverteilungsanträge? Gibt es die 
Möglichkeit Umverteilung wegen 
Gefährdung zu beschleunigen? Gibt es die 
Möglichkeit, zu beeinflussen, wohin die 
betroffene Frau umverteilt wird?

Mit einem Zuweisungsantrag (im direkten An-
schluss an die Verpflichtung in einer Erstauf-
nahmeeinrichtung zu wohnen) oder einem Um-
verteilungsantrag (nachträgliche Änderung der 
Zuweisung innerhalb oder außerhalb des Bun-
deslandes) wird beantragt, der Frau den Umzug 

an einen bestimmten Ort zu gestatten. Hierbei 
sind die Haushaltsgemeinschaft von Familienan-
gehörigen oder „sonstige humanitäre Gründen 
von vergleichbarem Gewicht“ zu berücksichti-
gen. 

Es ist jederzeit möglich, dass die betroffene 
Person selber, ggf. mit Hilfe von Unterstützen-
den auf eine beschleunigte Bearbeitung eines 
Umverteilungsantrages drängt, und im Falle 
von Gewaltbetroffenheit ist das auch gut zu be-
gründen. Eine grundsätzliche gesetzliche oder 
verwaltungsinterne Vorgabe, dass bestimmte 
Anträge beschleunigt zu bearbeiten sind, gibt 
es nicht. Grundsätzlich kann bei Untätigkeit ei-
ner Behörde frühestens nach drei Monaten so-
genannte Untätigkeitsklage beim Verwaltungs-
gericht erhoben werden. In sozialgerichtlichen 
Streitigkeiten muss allerdings im Antragsverfah-
ren schon eine Untätigkeit von sechs Monaten, 
im Widerspruchsverfahren von drei Monaten 
vorliegen, bevor geklagt werden kann. 

Aus dem Wortlaut dem Gesetz/der Vorschrift 
folgt, dass die landesinterne Verteilung Vorrang 
vor der länderübergreifenden Verteilung ge-
nießt und insbesondere bei Umverteilungsan-
trägen aus humanitären Gründen zu beachten 
ist. Für die Bearbeitung der Anträge ist die für 
den Zuzugsort zuständige Ausländerbehörde 
jeweils zuständig (sogenannte „Zuzugsbehör-
de“).

Inwieweit dem Umzug in genau den Wunschort 
entsprochen wird und entsprochen werden 
kann, hängt also davon ab, ob solche humani-
tären Gründe vorliegen und vorgetragen wer-
den für genau diesen Ort. Hierfür ist es zum 
Beispiel wichtig vorzutragen, dass die Frau an 
dem Wunschort die notwendige Unterstützung 
erhält, dort Verwandtschaft lebt, die sie unter-
stützt oder dort ein Platz im Frauenhaus frei 
ist. Die Anforderungen an die Begründung von 
Umverteilungsanträgen sind in der Regel recht 
hoch, im Falle von gewaltbetroffenen Frauen je-
doch unter den oben genannten Gesichtspunk-
ten gut zu begründen. 

Der allgemein formulierte Wunsch an einem be-
stimmten Ort wohnen zu wollen reicht in der 
Regel nicht aus.

7. Aufnahme von geflüchteten Frauen ins Frauenhaus
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8. KÖNNEN GEFLÜCHTETE FRAUEN ZU IHREM SCHUTZ EINE 
NAMENSÄNDERUNG BEANTRAGEN?
Für die Änderung des Familiennamens einer Per-
son ist das Recht des Staates maßgebend, dem 
sie angehört (Heimatrecht). Deshalb dürfen 
deutsche Behörden grundsätzlich nur Familien-
namen von Deutschen ändern. In dem einschlä-
gigen Gesetz, dem Gesetz über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen (NamÄndG) 
und der dazugehörigen Verwaltungsvorschrift 
werden Staatenlose, die in Deutschland leben 
und anerkannte Flüchtlinge und Asylberechtig-
te gleichgestellt. Danach können Vor- und/ oder 
der Familienname dieser Personen geändert 
werden, wenn ein wichtiger Grund die Ände-
rung rechtfertigt. 

Eine Namensänderung für Personen, die sich 
noch im Asylverfahren befinden oder sich hier 
nicht als anerkannte Asylberechtigte oder 
Flüchtlinge, sondern aus anderen Gründen, auf-
halten, und die sich deshalb an die Behörden ih-
rer Heimatländer wenden könnten, ist also nicht 
möglich. 

Die Namensänderung ist eine Ausnahmere-
gelung, sie soll daher nur gerechtfertigt sein, 
wenn das schutzwürdige Interesse der beantra-
genden Person an der Namensänderung größer 
ist als das öffentliche Interesse an der Beibehal-

tung des bisherigen Namens. Zum Beispiel sind 
Diskriminierungen auf dem Arbeitsmarkt kein 
ausreichender Grund, denn es sei nicht Aufga-
be des Namensrechts, einer gesellschaftlichen 
Fehlentwicklung entgegenzusteuern. Fallbei-
spiele für wichtige Gründe finden sich in der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Gesetz 
über die Änderung von Familiennamen und Vor-
namen (NamÄndVwV).

Eine wichtige Regelung ist auch die erleichter-
te Namensänderung aus Art 47 EGBGB (Einfüh-
rungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch). 
Danach kann eine Person, wenn sie z.B. nach 
Flüchtlingsanerkennung die deutsche Staatsan-
gehörigkeit beantragt, im Anschluss an die Ein-
bürgerung ihren Familiennamen ändern, wenn 
dieser die ausländische Herkunft der namens-
tragenden Person in besonderem Maße erken-
nen lässt und die antragstellende Person im 
Interesse der weiteren Eingliederung Wert auf 
einen unauffälligeren Familiennamen legt. Es 
kann hierzu auch eine deutschsprachige Form 
des bisherigen Vor- und Familiennamens oder, 
wenn es eine solche Form nicht gibt, sogar ein 
neuer Name angenommen werden. 

8. Können geflüchtete Frauen zu ihrem Schutz eine Namensänderung beantragen?
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9. WELCHE AUSWIRKUNGEN HAT DAS NEUE SEXUALSTRAFRECHT 
AUF AUFENTHALTSRECHTLICHE REGELUNGEN?
Seit November 2016 ist nun das neue Sexual-
strafrecht in Deutschland in Kraft, mit dem das 
lange geforderte ‚Nein heißt Nein‘ umgesetzt 
wurde. Mit dem neuen Gesetz ist ein sexueller 
Übergriff schon dann strafbar, wenn er gegen 
den erkennbaren Willen einer Person ausge-
führt wird. Mit dem neuen Sexualstrafrecht 
wurden jedoch auch verschärfte Regelungen im 
Aufenthaltsrecht beschlossen. 

Dabei geht es sowohl um das Ausweisungsrecht 
als auch um die Möglichkeit der Abschiebung. 
Eine Ausweisung bedeutet, dass eine Person, 
die einen Aufenthaltstitel in Deutschland hat, 
diesen entzogen bekommen kann. Es bedeutet 
nicht, dass diese Person auch zwingend abge-
schoben werden kann, denn häufig ist dies tat-
sächlich oder rechtlich nicht möglich. In diesem 
Fall wird den Personen die Teilhabe in vielen ge-
sellschaftlichen Bereichen, wie etwa die Arbeits-
erlaubnis, die Teilnahme am Integrationskurs 
etc. verweigert. 

Im Aufenthaltsgesetz ist dafür die Formulierung  
des Ausweisungsinteresses relevant, das in be-
stimmten Fällen besonders schwer oder schwer 
wiegen kann. (§ 54 AufenthaltsG). Bisher wog 
gem. § 54 Abs. 1 AufenthaltsG das Ausweisungs-
interesse besonders schwer und wurde meist 
bei Personen verhängt, die zu einer Freiheits-
strafe von mindestens 1 Jahr verurteilt wurden, 
wenn sie bei der Tat Gewalt anwandten oder 
qualifiziert gedroht hatten etc. Künftig wird das 
Ausweisungsinteresse bei jeder Verurteilung 
nach § 177 StGB schwer wiegen und demnach 
eine Ausweisung oder Abschiebung erleichtern. 
Neben den Ausweisungen sollen Abschiebun-
gen zukünftig auch dann möglich sein, selbst 
wenn den Personen in ihrem Herkunftsland 
Gefahren drohen oder sie asylberechtigt sind. 
Gem. § 60 Abs. AufenthG soll auch dann in die-

sen Fällen abgeschoben werden können, wenn 
eine Person wegen einer Straftat nach § 177 
StGB zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 1 
Jahr verurteilt wurde. Das heißt Personen kön-
nen vom Flüchtlingsschutz ausgeschlossen wer-
den, sie erhalten keine Flüchtlingszuerkennung. 
Es muss aber immer noch entweder durch Aus-
länderbehörde oder BAMF geprüft werden, ob 
Abschiebehindernisse vorliegen. Droht der Per-
son im Herkunftsland z.B. die Todesstrafe oder 
menschenrechtswidrige Haft o.ä. kann sie auch 
weiterhin nicht abgeschoben werden. 

Mit dieser Verschärfung erfolgt eine härtere Be-
strafung von Tätern ohne deutschen Pass, da 
diese zusätzlich zu ihrer Verurteilung nach dem 
StGB mit negativen Auswirkungen auf ihren Auf-
enthaltsstatus rechnen müssen. Zu befürchten 
sind zudem negative Auswirkungen auf die An-
zeigebereitschaft von Betroffenen, die einen ih-
nen bekannten Täter ohne deutschen Pass mög-
licherweise nicht anzeigen, wenn dadurch seine 
Ausweisung droht.

Außerdem neu eingeführt wurde das Delikt 
der Straftaten aus einer Gruppe heraus (§184j 
StGB). Demnach macht sich strafbar, „wer sich 
an einer Personengruppe beteiligt, die eine 
andere Person zur Begehung einer Straftat an 
ihr bedrängt.“ Dadurch können Menschen für 
eine Handlung bestraft werden, die sie selbst 
weder begangen noch vorhergesehen haben. 
Diese Norm ist eine politische Reaktion auf die 
Übergriffe in der Silvesternacht 2015/16, in deren 
medialer Aufbereitung der Eindruck erweckt 
wurde, sexuelle Übergriffe in Deutschland seien 
hauptsächlich ein Problem nicht-‚biodeutscher‘ 
Täter. Es ist zu befürchten, dass die Definition 
von Gruppenzugehörigkeit sich künftig genau 
nach diesem Kriterium richten.

9. Welche Auswirkungen hat das neue Sexualstrafrecht auf aufenthaltsrechtliche Regelungen?
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10. KIRCHENASYL

10.1 Was ist Kirchenasyl? 

Kirchenasyl bedeutet die vorübergehende Auf-
nahme von geflüchteten Menschen durch reli-
giöse Gemeinden – zum Teil auch unabhängig 
vom Glauben der Asylsuchenden. Ziele sind die 
Abwendung einer Abschiebung in Gefahrensi-
tuationen (auch bei sogenannten Dublin III-Ab-
schiebungen) sowie die Wiederaufnahme oder 
erneute Überprüfung des Asylverfahrens bzw. 
eine Härtefallprüfung durch die dafür zuständi-
gen staatlichen Behörden. 

10.2 Wie funktioniert Kirchenasyl?

Die Entscheidung, Kirchenasyl zu gewähren, 
wird meistens von Gemeindeleitungen bzw. 
-räten getroffen. Die Gemeinde kann Beratung 
erhalten von Stellen für Flüchtlings-, Migra- 
tionsbeauftragte oder Flüchtlingspfarrämter, 
die viele Landeskirchen und Bistümer einge-
richtet haben. Außerdem können (kirchliche) 
Beratungsstellen, Migrationsdienste sowie die 
lokalen Arbeitskreise ‚Asyl in der Kirche‘ die Vor-
bereitung und Durchführung eines Kirchenasyls 
unterstützen. 

Die Ausländerbehörde bzw. die zuständige Be-
hörde wird über den Entschluss der Gemeinde, 
Kirchenasyl zu gewähren, von der Gemeinde in-
formiert. 

Die asylgewährende Gemeinde stellt einen 
Raum zum Wohnen, Kochen und mit sanitärer 
Einrichtung zur Verfügung. Häufig gibt es einen 
Unterstützer_innen-Kreis, der den Gemeinde-
vorstand und –mitarbeiter_innen sowie die ge-
flüchteten Menschen im Alltag unterstützt (z.B. 
Vernetzung mit Initiativen vor Ort und Gesprä-
che mit Anwält_innen und Behördenvertreter_
innen). 

Kirchenasyl wird in den meisten Fällen über 
Spenden der Gemeinde finanziert. Die Dauer 
kann von ein paar Wochen bis zu mehreren Mo-
naten variieren. 

10.3 Links und Verweise

1. Homepage: Ökumenische Bundesarbeits-
gemeinschaft Asyl in der Kirche 
Auf der Homepage befinden sich Termine, 
News, Stellungnahmen, Adressen, Publika-
tionen sowie weiterführende Informatio-
nen  
Die ökumenische Bundesarbeitsgemein-
schaft Asyl in der Kirche ist der „organisa-
torische Zusammenschluss der Kirchenasyl-
bewegung in Deutschland. Sie besteht aus 
den Netzwerken aller Kirchengemeinden, 
die bereit sind, Flüchtlinge im »Kirchena-
syl« vor Abschiebung zu schützen, wenn 
begründete Zweifel an einer gefahrlosen 
Rückkehr bestehen. Als BAG treten wir 
für die Flüchtlinge und deren Unterstüt-
zerInnen ein durch Öffentlichkeits- und 
Lobbyarbeit, Publikationen, Tagungen und 
Beratung von Gemeinden.“  
http://www.kirchenasyl.de/

2. Erfahrungsbericht: Kirchenasyl für eine 
gewaltbetroffene Frau und ihre Kinder 
„Kirchenasyl für eine geflüchtete Frau, Be-
richt aus einem Frauenschutzhaus“, News-
letter Frauenhauskoordinierung „Schutz 
vor Gewalt für geflüchtete Frauen“ 1 2015, 
Seite 9-10:  
http://frauenhauskoordinierung.de/filead-
min/redakteure/pdfs/Newsletter/newslet-
ter_FHK_2015-1_web.pdf

3. Weitere Erfahrungsberichte zu Kirchenasyl 
http://www.kirchenasyl.de/erfahrungsbe-
richte/ 
Aktuelle Zahlen Kirchenasyle bundesweit 
http://www.kirchenasyl.de/aktuelles/

10. Kirchenasyl
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Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit

Ein in Deutschland geborenes Kind hat zunächst 
einmal grundsätzlich die Staatsangehörigkeit 
seiner Eltern oder eines seiner Elternteile. Sein 
Aufenthaltsstatus leitet sich ebenfalls vom Auf-
enthaltsstatus seiner Eltern oder eines Eltern-
teils ab. 

Hat ein Elternteil des Kindes die deutsche 
Staatsangehörigkeit, so ist das Kind durch Ge-
burt ebenfalls deutsch (§ 4 StAG1). Dies übrigens 
auch dann, wenn es nicht in Deutschland gebo-
ren wird. 

Nach dem jeweiligen Heimatrecht seiner Eltern 
hat es zusätzlich die Staatsangehörigkeit dieser 
Staaten, wenn das Staatsangehörigkeitsrecht 
der Herkunftsstaaten der Eltern vorsieht, dass 
ein im Ausland geborenes Kind die Staatsange-
hörigkeit erwirbt. Es besteht für das Kind in die-
sen Konstellationen keine Entscheidungspflicht, 
wenn es volljährig wird. Es hat dann unter Um-
ständen eine oder zwei weitere Staatsangehö-
rigkeiten neben der deutschen Staatsangehö-
rigkeit. 

Ist bei der Geburt des Kindes nur der Vater deut-
scher Staatsangehöriger und sind die Eltern 
zum Zeitpunkt der Geburt nicht miteinander 
verheiratet, muss der Vater das Kind zunächst 
als seines anerkennen. Nur dann kann das Kind 
die deutsche Staatsangehörigkeit von ihm be-
kommen.

Für die Vaterschaftsanerkennung ist es in 
Deutschland nicht zwingend, dass der anerken-
nende Vater auch der biologische Vater ist. Das 
Gesetz will explizit auch Verbindungen schüt-
zen, in denen ein nicht biologischer Vater Ver-
antwortung für ein Kind übernimmt und es als 
seines anerkennt. 

Ein in Deutschland geborenes Kind erwirbt aber 
auch ohne einen Elternteil mit deutscher Staats-

1Staatsangehörigkeitsgesetz:  
https://www.gesetze-im-internet.de/rustag/

angehörigkeit die deutsche Staatsangehörig-
keit, wenn: 

1. ein Elternteil seit acht Jahren einen recht-
mäßigen Aufenthalt in Deutschland hat und 

2. im Besitz einer unbefristeten Aufenthaltser-
laubnis, der Niederlassungserlaubnis, ist.

Die Jahre des Asylverfahrens sind regelmäßig 
kein rechtmäßiger Aufenthalt im hier erforder-
lichen Sinne, sondern nur ein gestatteter Auf-
enthalt. Sie werden dann nachträglich rechtmä-
ßiger Aufenthalt, wenn das Asylverfahren mit 
einer positiven Entscheidung endet. Da Perso-
nen, die sich noch im Asylverfahren befinden, 
auch nicht in den Besitz einer unbefristeten Auf-
enthaltserlaubnis kommen können, können sie 
die Voraussetzung auch bei jahrelangem Asyl-
verfahren nicht erfüllen.

Haben die Eltern unterschiedliche nicht-deut-
sche Staatsangehörigkeiten und keiner von bei-
den lebt ausreichend lange in Deutschland, so 
hat das Kind die Staatsangehörigkeit der Mut-
ter und, wenn sie mit dem Vater verheiratet ist 
oder dieser das Kind als seines anerkennt, auch 
die Staatsangehörigkeit des Vaters. Hier sind die 
gesetzlichen Regelungen der Länder, um deren 
Staatsangehörigkeit es geht, zu beachten.

Probleme liegen oftmals darin begründet, dass 
die Eltern ihre Staatsangehörigkeit nicht durch 
die Vorlage gültiger Pässe nachweisen können. 
So lange kann dann auch keine Staatsangehö-
rigkeit festgestellt werden. 

Im Folgenden wird jeweils davon ausgegan-
gen, dass die ratsuchende Frau über (noch) 
keinen sicheren Aufenthalt verfügt. Verfügen 
hingegen die Frauen bzw. Mütter über einen si-
cheren Aufenthaltsstatus oder sogar die deut-
sche Staatsangehörigkeit, kann es für die Väter, 
die wiederum ihren Aufenthalt über die Kinder 
ableiten, zu leicht abweichenden Folgen kom-
men. Hier kommt es in besonderem Maße auf 
den Umgang des Vaters mit dem Kind an. 

11. Unter welchen Voraussetzungen hat die Geburt eines Kindes in Deutschland Auswirkungen 
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Folgende Familienkonstellationen sind denkbar:

1. Der Vater des Kindes hat die deutsche 
Staatsangehörigkeit

2. Der Vater hat seit acht Jahren einen recht-
mäßigen Aufenthalt und ist im Besitz einer 
Niederlassungserlaubnis

3. Der Vater verfügt über eine befristete Auf-
enthaltserlaubnis 

4. Der Vater ist anerkannter Flüchtling  oder 
subsidiär schutzberechtigt (und im Besitz 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 
2 1. oder 2. Alt. AufenthG.)

5. Der Vater ist Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaates der EU

6. Der Vater befindet sich noch im laufenden 
Asylverfahren

7. Der Vater ist nach negativ abgeschlosse-
nem Asylverfahren im Besitz einer Duldung

8. Der Vater weigert sich die Vaterschaft anzu-
er   kennen

9. Unbekannter Vater

10. Geschwister

11.1 Der Vater des Kindes hat die deutsche 
Staatsangehörigkeit

Wenn der Vater mit deutscher Staatsangehörig-
keit mit der Mutter nicht verheiratet ist, muss 
er zunächst die Vaterschaft für das Kind aner-
kennen. Nach dem Staatsangehörigkeitsrecht 
wird das Kind durch die Anerkennung ebenfalls 
deutsch, §§ 3, 4 StAG.

Wie bei bi-nationalen Ehen wird auch bei der 
Anerkennung der Vaterschaft immer wieder un-
terstellt, die Vaterschaftsanerkennung sei nur 
erfolgt, um damit der nicht-deutschen Mutter 
einen Aufenthalt zu sichern. 

Eine relativ neue gesetzliche Regelung be-
stimmt deshalb: Notar_innen oder die beurkun-
dende Behörde, insbesondere das Jugendamt 
dürfen bei „konkreten Anhaltspunkten für eine 
missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung“ die-
se nicht beurkunden, § 1597a BGB: „Missbräuch-
lich“ soll die Vaterschaftsanerkennung dann 

sein, wenn sie gezielt gerade zu dem Zweck er-
folgt, die rechtlichen Voraussetzungen für die 
erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufenthalt 
des Kindes, des Anerkennenden oder der Mut-
ter zu schaffen, oder allein dazu dient, dem Kind 
die deutsche Staatsangehörigkeit zu verschaf-
fen. 

Das Gesetz enthält fünf Regelbeispiele, bei de-
nen konkrete Anhaltspunkte in diesem Sinne 
anzunehmen sein sollen:  u.a. dann, wenn eine 
vollziehbare Ausreisepflicht besteht oder der 
Anerkennende oder die Mutter oder das Kind 
einen Asylantrag gestellt haben und die Staats-
angehörigkeit eines sicheren Herkunftsstaates 
nach § 29a des Asylgesetzes besitzt. Liegen An-
haltspunkte vor, müssen Notar_innen, das Ju-
gendamt oder das Standesamt den „Fall“ zur 
Prüfung der Ausländerbehörde melden.

Die Ausländerbehörde prüft dann, ob tatsäch-
lich eine „missbräuchliche“ Vaterschaftsaner-
kennung vorliegt. In der Regel wird sie dazu die 
Eltern persönlich anhören. Kommt sie zu dem 
Ergebnis, dass die Vaterschaftsanerkennung 
nicht „missbräuchlich“ erfolgte, wird die Vater-
schaft beurkundet. Die ausländische Mutter und 
das Kind erhalten, wenn sie nicht anderweitig 
über einen Aufenthalt verfügen, eine Duldung 
bis zum Abschluss der Überprüfung (§ 60a Ab-
satz 2 Satz 13 AufenthG2). 

Besitzt der Vater die deutsche Staatsangehö-
rigkeit, erwirbt das Kind ebenfalls die deutsche 
Staatsangehörigkeit. Die Mutter des Kindes er-
hält dann bis zur Volljährigkeit des Kindes eine 
Aufenthaltserlaubnis gem. § 28 Absatz 1 Nr. 3 
AufenthG.

11.2 Der Vater hat seit acht Jahren einen 
rechtmäßigen Aufenthalt und ist im Besitz 
einer Niederlassungserlaubnis

Ein Kind erwirbt auch dann mit Geburt die 
deutsche Staatsangehörigkeit, wenn sich eines 
seiner Elternteile seit acht Jahren rechtmäßig 
in Deutschland aufhält und im Besitz einer Nie-
derlassungserlaubnis ist, da dies für eine erfolg-
reiche Integration steht. In der Folge erhält die 
Mutter nach erfolgter Vaterschaftsanerken-

2Aufenthaltsgesetz; Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätig-
keit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet: https://
www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/ 
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nung eine Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Ab-
satz 1 Nr. 3 AufenthG.  

11.3 Der Vater verfügt über eine befristete 
Aufenthaltserlaubnis 

Das Kind erwirbt NICHT die deutsche Staatsan-
gehörigkeit bei Geburt, sondern die Staatsange-
hörigkeit seiner Eltern, wenn: 

• der Vater „nur“ über eine befristete Auf-
enthaltserlaubnis verfügt oder 

• der Vater zwar über eine Niederlassungs-
erlaubnis verfügt, aber noch nicht seit acht 
Jahren mit einem rechtmäßigen Aufenthalt 
in Deutschland lebt.

Hier steht die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-
nis im Ermessen der Ausländerbehörde. Dem 
hier geborenen Kind kann zunächst eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 33 AufenthG erteilt wer-
den. 

Grundsätzlich hängt aber in allen Familienkons-
tellationen, in denen nicht ein Familienmitglied 
deutsch ist oder die Staatsangehörigkeit eines 
EU- Staates hat, der Aufenthalt von Kind und 
Mutter davon ab, ob der Lebensunterhalt gesi-
chert ist. Ist die Familie auf öffentliche Leistun-
gen angewiesen, wenn auch nur zum Teil, wird 
den Eltern entgegnet, dass sie als Familie auch 
im Herkunftsland leben können. 

Manchmal gibt es so genannte Patchwork-Kon-
stellationen: Der Vater hat z.B. ein weiteres Kind 
aus einer anderen Beziehung, mit dem er Um-
gang pflegt oder das die deutsche Staatsange-
hörigkeit hat. Dann erhält er hierüber eine Blei-
beberechtigung und eine Aufenthaltserlaubnis. 
Da aber auch die Vater-Kind-Beziehung mit dem 
zweiten Kind grundrechtlich geschützt ist, er-
halten in bestimmten Konstellationen Kind und 
Mutter so ebenfalls einen Aufenthalt. 

Aber die Rechtsprechung ist hier zum Teil deut-
lich restriktiver geworden. So hat z.B. das Ober-
verwaltungsgericht (OVG) Berlin-Brandenburg 
bereits entschieden, dass gegebenenfalls auch 
dem deutschen Kind ein Umzug ins Herkunfts-
land zuzumuten ist, wenn anders die Familie 
nicht herzustellen ist.

Unterfall: Der Vater ist allein 
sorgeberechtigt

Dem im Bundesgebiet geborenen Kind, das 
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit hat, 
wird von Amts wegen eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt, § 33 Satz 2 AufenthG, nur wenn: 

• der Vater aus bestimmten Gründen allein 
sorgeberechtigt und 

• im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis, einer 
Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaub-
nis zum Daueraufenthalt in der EU ist.

Die Mutter des Kindes erhält eine Duldung und 
es kann ihr unter Umständen auch eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 AufenthG er-
teilt werden, wenn: 

• die Eltern unterschiedliche Staatsangehö-
rigkeiten haben und deshalb die Aufforde-
rung als Familie ins Herkunftsland zurückzu-
kehren praktisch nicht umsetzbar ist oder 

• andere außergewöhnliche Umstände vor-
liegen.

Der Schutz von Ehe und Familie nach Art. 6 GG 
und Art. 8 EMRK begründet allein kein inlandsbe-
zogenes Abschiebungsverbot und Ausreisehin-
dernis, sondern nur dann, wenn die bestehende 
familiäre Lebensgemeinschaft in zumutbarer 
Weise ausschließlich im Bundesgebiet und nicht 
im gemeinsamen Heimatstaat oder einem der 
Heimatstaaten der Familienangehörigen gelebt 
werden kann und zudem keine übergeordneten 
öffentlichen Interessen eine Ausreise bzw. Ab-
schiebung dennoch gebieten. 

Allein der Umstand, dass ein Familienangehö-
riger eine Aufenthalts- oder Niederlassungs-
erlaubnis besitzt, steht einer (gemeinsamen) 
Ausreise nicht entgegen und begründet auch 
kein Abschiebungsverbot (BVerwG, Urteil vom 
30.04.2009 – BVerwG 1 C 3.08 -). Bei der Prü-
fung des Einzelfalls sind jedoch die erfolgte 
Integration der von einer etwaigen Trennung 
betroffenen (insbesondere minderjährigen) Fa-
milienangehörigen sowie die Zumutbarkeit des 
(gemeinsamen) Verlassens des Bundesgebiets 
hinsichtlich der betroffenen Familienangehöri-
gen zu prüfen, wobei Verwurzelung im Bundes-
gebiet mit der Entwurzelung vom Herkunfts-
staat abzuwägen ist. 

11. Unter welchen Voraussetzungen hat die Geburt eines Kindes in Deutschland Auswirkungen 
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Besitzen ausländische Familienangehörige un-
terschiedliche Staatsangehörigkeiten, müssen 
sie darlegen, dass eine gemeinsame Einreise in 
einen der Heimatstaaten nicht möglich ist. Ggf. 
müssen die Betroffenen bei ihren konsularischen 
Vertretungen klären, ob und ggf. unter welchen 
Voraussetzungen und zu welcher Zeit es ihnen 
möglich ist, die familiäre Lebensgemeinschaft 
in einem der Heimatstaaten zu leben (VGBerlin, 
Beschluss vom 17.04.2008 - VG 24 A 80.08 -). 

Wenn einer der Heimatstaaten die Europäische 
Menschenrechtskonvention unterzeichnet hat, 
ist in der Regel ohne Weiteres davon auszuge-
hen, dass dort Art. 8 EMRK ebenfalls beachtet 
wird und ein Familiennachzug auch in diesen 
Staat möglich sein wird.

Im Ergebnis kann von einem ausländischen Fa-
milienangehörigen eines ausreisepflichtigen 
Ausländers grundsätzlich verlangt werden, mit 
diesem in das gemeinsame Heimatland oder ei-
nen der Heimatstaaten auszureisen, um dort die 
familiäre Lebensgemeinschaft zu führen oder 
fortzusetzen. 

Für die Annahme einer Unzumutbarkeit 
kommt es auf objektive Umstände und nicht 
auf eine - ihrem Wesen nach einer Überprü-
fung nicht zugängliche - entgegenstehende in-
nere Einstellung des Familienangehörigen an  
(OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
10.07.2008 - OVG 3 S 44.08 -; vgl. auch OVG Ber-
lin-Brandenburg, Beschluss vom 20.05.2011 - 
OVG 3 S 37.11- für den ebenso zu beurteilenden 
Fall zusammen lebender Eltern, in dem ein er-
laubt aufhältiger Elternteil ankündigt, auch bei 
Ausreise des anderen ausreisepflichtigen Eltern-
teils, mit den gemeinsamen Kindern dauerhaft 
im Bundesgebiet zu verbleiben).

11.4 Der Vater ist anerkannter Flüchtling 
oder subsidiär schutzberechtigt (und im 
Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Absatz 2 1. oder 2. Alt. AufenthG.) 

Auch in diesem Falle muss der nicht mit der Mutter 
verheiratete Vater das Kind als seines anerkennen 
und bei Zweifeln gilt das oben unter 1. Dargeleg-
te (Prüfung der Anerkennung der Vaterschaft).  
Das Kind hat nach der Vaterschaftsanerkennung 
seine und/oder die Staatsangehörigkeit der 
Mutter. 

Das Kind erhält bei entsprechendem An-
trag ebenfalls den Flüchtlingsschutz über 
den Weg des internationalen Schutzes für 
Familienangehörige, § 26 Absatz 2 AsylG.  
Der Gedanke dabei ist, dass Familienangehöri-
ge in die Verfolgungsgefahr des Flüchtlings und 
damit auch in den Schutz mit hineingenommen 
werden. 

Das Kind muss aber nicht zwingend diesen Weg 
gehen und im Wege des Familienflüchtlings-
schutzes– abgeleitet vom Vater – als Flüchtling 
anerkannt werden. 

Es kann als Kind eines anerkannten Flüchtlings 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 33 AufenthG 
erhalten. 

Die Mutter, deren Aufenthalt bisher nicht abge-
sichert war, kann über den Aufenthalt ihres Kin-
des eine Aufenthaltserlaubnis nach § 36 Absatz 2 
AufenthG oder § 25 Absatz 5 AufenthG erhalten.

11.5 Der Vater ist Staatsangehöriger eines 
Mitgliedstaates der EU 

Wenn der Vater Staatsangehöriger eines an-
deren europäischen Staates ist und das Kind 
anerkennt, erhält das Kind ebenfalls diese eu-
ropäische Staatsangehörigkeit. Die Mutter des 
Kindes kann dann hierüber ebenfalls ein Aufent-
haltsrecht als Familienangehörige eines EU-Bür-
gers erhalten. In diesem Fall gilt für sie in erster 
Linie das Freizügigkeitsrecht und nicht das deut-
sche Aufenthaltsgesetz. Sie erhält auch keine 
Aufenthaltserlaubnis, sondern eine Aufenthalts-
karte EU. Das EU-Recht ist großzügiger ausge-
staltet als das deutsche Aufenthaltsrecht.

Schwierig kann es hier werden, wenn der Vater 
Mutter und Kind verlässt und z.B. aus Deutsch-
land weggeht. Dann hat das Kind zwar immer 
noch eine europäische Staatsangehörigkeit z.B. 
die französische und darf sich aufgrund dessen 
in Deutschland aufhalten. Das Kind müsste dann 
aber eigentlich über ausreichende Existenzmit-
tel für sich und seine Mutter verfügen. Hierzu 
gibt es aber unterschiedliche Entscheidungen 
unterschiedlicher Gerichte und es muss für den 
Einzelfall geklärt werden. 

11. Unter welchen Voraussetzungen hat die Geburt eines Kindes in Deutschland Auswirkungen auf 
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11.6 Der Vater befindet sich noch im 
laufenden Asylverfahren

Befinden sich beide Eltern im Asylverfahren, 
so verlangt das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, dass auch für das hier geborene 
Kind ein Asylverfahren eingeleitet wird. Wenn 
die Eltern dies nicht machen, wird das Verfahren 
vom Bundesamt eingeleitet. Die Eltern erhalten 
eine Mitteilung darüber und werden gefragt, ob 
sie das Asylverfahren durchführen wollen und 
welche Asylgründe sie für ihr Kind geltend ma-
chen.

Wenn die Eltern das Verfahren betreiben, be-
kommt das Kind genau wie sie eine Aufenthalts-
gestattung für die Dauer des Asylverfahrens. 
Wenn die Eltern auf die Durchführung des Ver-
fahrens verzichten, bekommt das Kind lediglich 
eine Duldung, bis über den Ausgang des Asylver-
fahrens der Eltern entschieden ist. Je nach dem 
Ausgang der Asylverfahren der Eltern bzw. des 
Vaters gilt im Anschluss das oben Dargelegte. 

11.7 Der Vater ist nach negativ 
abgeschlossenem Asylverfahren im Besitz 
einer Duldung 

In diesem Fall kann der Vater dem Kind keinerlei 
rechtmäßiges Aufenthaltsrecht in Deutschland 
vermitteln, da er selber über kein Aufenthalts-
recht verfügt und zur Ausreise verpflichtet ist.  
Hier hängt es oftmals davon ab, warum der Va-
ter zwar zur Ausreise verpflichtet ist, aber den-
noch nicht ausreist und möglicherweise auch 
nicht abgeschoben werden kann. 

Es kann aus verschiedenen Gründen nicht mög-
lich sein, den Vater zur Ausreise zu zwingen, 
bzw. ihn abzuschieben, etwa:

• weil es im Herkunftsland keinen Flughafen 
gibt oder

• weil sich sein Herkunftsland trotz umfang-
reicher Bemühungen weigert, ihm einen 
Pass auszustellen oder 

• weil in seinem Herkunftsland Bürgerkrieg 
herrscht aufgrund dessen die Bundesrepub-
lik Deutschland von Abschiebungen absieht

Ist ein Ende dieser Situation nicht absehbar, 
kommt sowohl für den Vater als auch für das 
Kind und infolgedessen auch für die Mutter 
ein Aufenthalt nach § 25 Absatz 5 AufenthG in 
Betracht, der erteilt werden kann, wenn eine 
Person, aus Gründen die die Person nicht selber 
zu vertreten hat, seit 18 Monaten eine Duldung 
erhält. Die Ausländerbehörden haben hier aber 
ein eigenes Ermessen und wenden dies sehr re-
striktiv an. Überdies sind diese Fälle eher selten. 

Hat der Vater sein Abschiebehindernis selber 
(mit)verursacht, weil er etwa nicht bei der Be-
schaffung eines Passes mitwirkt, ist sein gedul-
deter Status sozusagen von ihm selbst herbei-
geführt und er soll davon nicht profitieren. Hier 
folgen oftmals Sanktionen, wie ein Arbeitsver-
bot und die Verhängung der Residenzpflicht. 
Da der Vater keine Aufenthaltserlaubnis erhält, 
wird auch das Kind nur geduldet werden. 

Häufig kommen die Eltern des hier geborenen 
Kindes aus unterschiedlichen Ländern. Zusätz-
lich ist es oftmals schwierig bis unmöglich Ge-
burtsurkunden für die in Deutschland geborenen 
Kindern zu erhalten und deren Staatsangehörig-
keit zu klären, wenn auch die Eltern nicht über 
ausreichend Papiere verfügen. Mangels erfor-
derlicher Dokumente und wegen des Schutzes 
der Familie können diese Familien nicht in eines 
der Herkunftsländer abgeschoben werden. Die 
Behörden fordern zwar von den Betroffenen, 
dass sie sich um die Einreisemöglichkeiten für 
ihre Partner und Kinder kümmern, aber dies ist 
oft fast unmöglich. So kommt es doch immer 
wieder vor, dass solche bi-nationalen Familien in 
Deutschland verbleiben. Weder den Eltern noch 
den Kindern wird aber ein Aufenthaltsrecht er-
teilt. Sie bleiben zum Teil jahrelang im Status der 
Duldung, mit all den Einschränkungen an Rech-
ten, die dies bedeutet.

11. Unter welchen Voraussetzungen hat die Geburt eines Kindes in Deutschland Auswirkungen 
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11.8 Der Vater weigert sich die Vaterschaft 
anzuerkennen 

Wenn der Vater sich weigert, die Vaterschaft für 
das Kind anzuerkennen, kann die Mutter beim 
Familiengericht einen Antrag auf Feststellung 
der Vaterschaft stellen. Wenn sich, wie in der 
Konstellation wahrscheinlich, der Vater nicht 
für sein Kind interessiert und keinerlei Kontakt 
und Umgang hat, wird das Familiengericht ein 
Abstammungsgutachten (Vaterschaftstest) 
in Auftrag geben. Wenn damit die Vaterschaft 
festgestellt wird, kommt es für den Verbleib von 
Mutter und Kind in Deutschland auf die Staats-
angehörigkeit des Mannes an. Hat der Vater die 
deutsche Staatsangehörigkeit, erwirbt auch das 
Kind mit Geburt die deutsche Staatsangehörig-
keit. Dann erhält wiederum die Mutter bis zur 
Volljährigkeit des Kindes ein Aufenthaltsrecht 
(siehe oben). Ist der Vater nicht deutscher 
Staatsangehöriger und hat und will auch keiner-
lei Kontakt zum Kind, ist es für Kind und Mutter 
sehr schwer auf Dauer über diesen Weg ein Auf-
enthaltsrecht zu erhalten. 

11. Unter welchen Voraussetzungen hat die Geburt eines Kindes in Deutschland Auswirkungen auf 
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11.9 Unbekannter Vater

Ist der Vater unbekannt, können daraus keine 
Rechte abgeleitet werden. Das Kind erhält die 
Staatsangehörigkeit der Mutter und auch sein 
Aufenthalt hängt von dem Aufenthalt der Mut-
ter ab. 

Weitere Infos zu Fällen von sexualisierter Gewalt 
und evtl. Auswirkungen auf den Aufenthaltstitel

11.10 Geschwister 

Wenn die Mutter einen Aufenthalt über das 
Kind erhält, weil dieses mit Geburt die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwirbt, ist damit auch der 
Aufenthalt möglicher Geschwister gesichert: 
Mit den oben bereits erwähnten Einschränkun-
gen der Rechtsprechung verankert die deutsche 
Staatsangehörigkeit eines Familienmitglieds die 
gesamte Familie in Deutschland. 



Stadium des 
Verfahrens / Status

Ort der 
Zuweisung

Zeitspanne seit Beginn 
des Aufenthalts

Residenzpflicht / 
Wohnsitzauflage Zuständigkeiten Umverteilung Zuständigkeit 

Kostenübernahme Gesetzliche Grundlage

I. Asylsuchend
Aufnahmeein-
richtung (§ 47 
AsylG)

Regelaufenthalt bis zu 6 Mo-
naten, Verlängerung auf der 
Grundlage von Landesrecht 
bis 24 Monate, für Frauen 
aus „sicheren Herkunftsstaa-
ten“ unbefristet

Residenzpflicht

Das BAMF ist zuständig für die 
Genehmigung des vorübergehen-
den Aufenthalts außerhalb der 
Aufnahmeeinrichtung (§ 57 Abs. 1 
AsylG). Die zuständige Landesbe-
hörde kann die Entlassung aus der 
Aufnahmeeinrichtung verfügen 
und die Zuweisung zur Kommune, 
in der das Frauenhaus liegt, verfü-
gen (§ 49 Abs. 2 AsylG). 
Beide Anträge können parallel 
gestellt werden. 

Solange die Zuweisung zur Auf-
nahmeeinrichtung besteht: Sozi-
alamt am Ort der Aufnahmeein-
richtung. 
Als Notzuständigkeit im Falle 
der Leistungsverweigerung oder 
schleppenden Bearbeitung: Sozi-
alamt am Ort des Frauenhauses 
(§ 11a Abs. 2 AsylbLG). Nach 
Zuweisung zur Kommune, in der 
das Frauenhaus liegt: Sozialamt 
am Ort des Frauenhauses

§ 10a Abs. 1 AsylbLG für die Un-
terkunftskosten nach § 3 AsylbLG 
außerhalb des Bereichs ihrer Zustän-
digkeit und nach § 6 AsylbLG für die 
sozialpädagogische Hilfen (muss be-
gründet werden).

II. Asylsuchend Kommune
bis zum 15. Monat des Auf-
enthalts (§ 3 AsylbLG)

Wohnsitzauflage (bis 
zum Ende des 3. Monats 
Residenzpflicht, siehe I).

Für die Umverteilung innerhalb 
des Bundeslandes ist die jeweilige 
Landesbehörde zuständig (§ 50 
AsylG), für die Verteilung in ein 
anderes Bundesland die Landes-
stelle des aufnehmenden Bundes-
landes (§ 51 AsylG).

Bis zur Umverteilung: Sozialamt 
am Ort der Zuweisung, sonstiges 
wie bei I.

Siehe I.

III. Asylsuchend Kommune

ab dem 16. Monat (§ 2 
AsylbLG, Leistungen nach 
SGB XII analog) Wohnsitzauflage Umverteilung wie in II. Zuständigkeit wie II.

§ 10a Abs. 1 AsylbLG für die Un-
terkunftskosten auf der Grundlage 
des SGB XII analog (§ 2 AsylbLG); 
Leistungen der sozialpädagogischen 
Begleitung nur im Ausnahmefall 
nach Ermessen (§ 23 Abs. 1 SGB XII). 
Begründung erforderlich.

IV. Geduldet mit Zuwei-
sung nach § 15a Auf-
enthG (illegal eingereist)

Kommune

Wohnsitzauflage für 
eine Aufnahmeeinrich-
tung oder Kommune (§ 
15a Abs. 4 Satz 4 Auf-
enthG)

Für die Umverteilung ist immer 
die Landesbehörde der bisherigen 
Zuweisung zuständig (§ 15a Abs. 4 
u.5 AufenthG).

Sozialamt am Ort der Zuwei-
sung.

§ 10a Abs. 1 AsylbLG. Im Übrigen 
siehe bei I. 
Ab dem 16. Monat siehe bei III.

V. Geduldet mit Auflage 
der Ausländerbehörde Kommune Wohnsitzauflage nach § 

12 AufenthG.

Es findet keine Umverteilung statt, 
sondern es muss am Ort des Frau-
enhauses die Erteilung einer neu-
en Duldung beantragt werden.

Sozialamt am Ort der bestehen-
den Wohnsitzauflage. Siehe IV.

VI. Aufenthaltserlaubnis 
für Frauen mit  
Schutzstatus

Bundesland in den ersten drei Jahren 
nach Anerkennung

Wohnsitzauflage nach 
§ 12a Abs. 1 AufenthG 
(bezogen auf ein Bun-
desland)

Der Antrag auf Aufhebung der 
Auflage aus Härtegründen (§ 12a 
Abs. 5 Nr. 2 AufenthG) muss nur 
beim Wechsel des Bundeslandes 
gestellt werden. 
Zuständigkeit nach Landesrecht.

Jobcenter am Ort des Frauen-
hauses, da es nur eine Zuwei-
sung zum Bundesland, nicht zu 
einem Ort gibt (so LSG NRW; 
a.A. LSG Berlin-Brandenburg).

Leistungen nach SGB XII (u.a. §§ 67) 
werden in einem anderen Bundes-
land nur erbracht, soweit sie den 
Umständen nach geboten sind (§ 23 
Abs. 5 SGB XII). Begründung erfor-
derlich.

VII. Aufenthaltserlaubnis 
für Frauen mit  
Schutzstatus

Kommune in den ersten drei Jahren 
nach Anerkennung

Wohnsitzauflage nach § 
12a Abs. 2 oder 3 Auf-
enthG (gemeindescharf)

Der Antrag auf Aufhebung der 
Wohnsitzauflage aus Härtegrün-
den (§ 12a Abs. 5 Nr. 2 AufenthG) 
muss auch bei einem Wechsel 
innerhalb des Bundeslandes ge-
stellt werden.

Jobcenter am Ort der Zuwei-
sung.

Die Übernahme der Unterkunfts-
kosten ist ungeklärt. Für die SGB XII 
Leistungen siehe VI.

ANHANG 
Finanzierung des Frauenhausaufenthalts für geflüchtete Frauen verfasst von Prof. Dr. jur. Dorothee Frings

F r a u e n h a u s -
koordinierung e.V.
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